TLauds sleute, helft — für das E werben! 


. wir verloren haben, darf 2 Vas. wir verloren haben, darf nicht verloren fein!“ verloren ſein!“ 


Yitla 


wWochenſchriſt für die gefamte Oſtm 


Herausgegeben von E. Ginſchel u. Dr. Franz Lüdtke in Berlin. 


I— — ͤ— — — en K 
Erscheint wöchentl. einmal, Bezug: Durch die Poſt vierteljährl. 1.50 M. Einzelnummer 20 Pf. u. 5 Pf. Postgebühr. Anzeigenpreis: Für jeden 
Millimeter Höhe der 6geipalt. Zeile 30 Pf., bei Familien-, Ortsgrupven- u. Stellen-Ans. 20 Pf., bei Anz. im Anſchluß an den Text auf Tertbreite 1.20 M. 


Berlin, 2. Dezember 1932. 


13. Jahrg. 


Inhalt: Ze. 581: Die „polniſche Zeit“. S. 5 
alt ein übelſtand“. — Curtins und die amerikaniſchen Polen.“ S 
Preſſehochſchule in Poſen. — Ab nach Polen. — Polenbund und je. — 
der deutſchen Schule. — Deutſche vor poluiſchen Gerichten. — ſch 
Jälligkeit von Hupotheken und Grundſchulden! — Aufwertung. —-Cutſchäd 


Die „polniſche Zeit“. 


„Die Danziger Bevölkerung iſt der großen Mehrzahl nach und 
jeit langer Seit deutſch“, jo hat es in der Seindbundnote vom 16. Juni 
191 geheißen. „Die Germanilierung Danzigs ijt oderflächlich, und 
ſobald die Polen das Recht haben werden, lich in der Stadt nieder- 
zulaſſen, wird ſie wieder polnisch werden, wie Krakau und andere 
Städte in Polen ... 5 To hat es in der von polniſchen. Wiſſenſchaftlern 
der Diktatskonferenz im Jahre 1919 vorgelegten na geheißen. 
Beides ift falſch: Danzig ift völlig und nicht nur der Mehr- 
zahl ſeiner Bewohner nach deutſch, es iſt nicht nur heute deutſch, 
fondern es iſt, ſeitdem es beſteht, niemals anders geweſen als 
deutſch; es iſt auch nicht nur oberflächlich, ſondern durchaus, 
in ſeiner tiefſten Weſensart deutſch. Weil fie es niemandem glaub⸗ 
haft machen können, daß das heutige ame nicht deutſch iſt, des- 
halb verfolgen die Polen die Taktik, das Alter u die 
Tiefe des Danziger Deutſchtums in Frage zu 
ſtellen, wobei Jie den größten Wert darauf legen, die 340 Jahre, 
die Danzig angeblich zum polnischen Staat gehört haben ſoll, als eine 
politiſch, wirtſchaftlich und kulturell völlig poluiſche Eutwicklungs⸗ 
periode der Stadt erſcheinen zu lajjen, deren „tiefe Wirkungen“ — 
wie ſie dann weiter zu Jagen pflegen, — durch „die Germaniſierung in 
preußiſcher Geit“ nur „oberflächlich“ hätten verdeckt werden können. 
Mit einer ſolchen Darftellung haben die Polen freilich nur bei denen 

Erfolg; die von der Danziger Geſchichte nichts wiſſen. Fran; 

Steffen hat in dem Titel ſeines kürzlich erſchienenen Buches 
4000 Jahre bezeugen Danzigs Deutſchium“ (Weſt⸗ 
preußischer Verlag in Danzig) ganz richtig das Ergebnis zuſammen⸗ 
gefaßt, zu dem jede Betrachtung der Danziger Seſchichte gelangen 
muß, die ſich nicht dem Vorwurf der bewußten Sälfchung oder der 
fahrläſſigen Umdeutung hiſtoriſcher Vorgänge ausſetzen will. 

Bis zum Jahre 1920 hat Danzig niemals in einem ſeine Frei- 
heit beſchränkenden Abhäugigkeitsverhältnis au Polen geſtanden; auch 
nicht in der ſogenaunten „polniſchen Seit“, wie man die 330 Jahre 
von 1454 bis 1793, alfo von der Auflehnung Danzigs gegen den 
Veutſchen Orden bis zu ſeiner Vereinigung mit Preußen, ju be- 
zeichnen pflegt. Als Danzig im Jahre 1454 vom Deutſchen Orden 
abfiel, geſchah das nicht aus bejonderer 51 für Polen. 
Nationale Gründe ſchieden bei dieſer Aufleh- 
nung gegen den Orden und bei der Unterſtellung 
unter die „Schutzherrſchaft“ des polniſchen Königs 
vollkommen aus. Ein Gegenſatz zum Orden bejtand nur auf 
wirtſchaftlichem Gebiet, inſofern als der Orden, um ſich 
neue Einnahmen zu erſchließen, in zunehmendem aße begonnen 
hatte, ſelbſt Handel zu treiben und dadurch die Handels- und Ge- 
werbetätigkeit der preußischen Städte, denen er urſprünglich völlige 
Freiheit gelaſſen hatte, zu ſchmälern. Dauzig hatte ſich nicht aus 
der Abhängigkeit pom Orden befreit, um ſich in die Abhängigkeit 
von einer anderen Macht zu begeben. Es iſt auch in der ſogenannten 
„polnischen Seit“ niemals ein Coil des polniſchen Staates geweſen, 
Jendern hat mit diefem Staat nur, indirekt und loſe durch die 
ALIEN des Königs in Verbindung geſtanden. Es hat ſich 
von Kaſimir dem Großen fo weitgehende Vorrechte und Privilegien 
zufichern laſſen, daß es tatjächlich eine völlig unabhängige, 
dem polnischen Staate Jozujagen ebenbürtige 
Stellung einnahm; eine Stellung, die vor allem durch nachfolgende 
Beſtimmungen der mit Kaſimir von Polen geſchioſſenen Abkommen 
gekennzeichnet wird: 
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Kein Fremder, d. h. auch kein Pole, halte das Recht, ohne 


beſondere Erlaubnis der ſtädtiſchen Behörden in Danzig zu wohnen 


und Handel zu treiben; und diefe Erlaubnis wurde Menſchen 
nichtdeulſcher Abſtammung nur in den ſeltenſten Sällen erteilt, dem 
Handelsverbot unterlag ſelbſt der polniſche Königl. _ Diejer hatte 
kein Recht, ſich in die Finanzverhältniſſe Danzigs zu miſchen; 
über Einführung und Abſchaffung von Steuern und Sollen entſchied 
die Stadt völlig unabhängig von Polen. Kein Heſetz, das ſich 


die Stadt gegeben hatte, bedurfte zu ſeinem Jukrafttreten' der Su- 


timmung des polnischen Königs, geſchweige denn des poluiſchen Reichs- 


tags. Die Stadt hatte das Recht der freien und ſelbſtändigen Be- 


ſetzung aller weltlichen und geiſtlichen Amter 
und Lehen. Der König durfte zur Wahrnehmung e 
eſtellen; 
in der Wahl dieſes Vertreters aber war er beichräukt; denn dem 
Danziger Nate ſtand das Recht zu, dem König für diefen Poſten 
alljährlich acht ſeiner Mitglieder in Vorſchlag zu bringen, aus denen 
der König ſeinen „Burggrafen“ auswählen mußte. Bezeichnend für 


die ſelbſtändige Stellung Danzigs war auch, daß es einen ſtändigen 


Vertreter beim polniſchen Königshof unterhielt. Es 
hatte weiter das Recht, unabhängig von Polen eigene Geſand te 
in fremden Staaten zu unterhalten und Gejaudte fremder Staaten 
bei ſich zu empfangen, Es hatte alſo das Necht und machte von 
dieſem Rechte auch ſtändig Gebrauch, eine von Polen unab- 
hängige Außenpolitik zu betreiben; denn Polen ſelbſt iſt 
für Danzig immer Ausland geweſen. Danzig bloß Bünd- 
niſſe und führte Kriege, wie es ſeinen In- 
tereſſen entſprach, a Nü.ckſicht auf Polen, 
und mehr als einmal bat es in dieſer ſoge⸗ 
nannten „polniſchen Seit“ mit fremden Mächten 
gegen Polen paktiert und ſelbſt Krieg gegen 


Polen geführt. Es beſaß eine völlig unbeſchränktle Militär- 
hoheit innerhalb ſeiner Grenzen, und auch polniſche Truppen durften 


Danziger Gebiet nicht betreten, wie Polen kein Recht hatte, die 
Befeſtigüng der Stadt zu verbieten, auf deren Ausbau der 
Rat unausgeſetzt gerade im Hinblick auf Polen die größte Sorg⸗ 
falt verwandte. Das wichtigfte Recht, das Danzig in „polniſcher 
Seit“ zuftand und worauf ſeine Exiftenz und ſein Wohlſtand be- 
ruhten, war die unbeſchränkte Verfügungsgewalt 
über den Hafen. Es widerſpricht vollkommen den TCatſachen, 
wenn die Polen heute behaupten, daß der Danziger Hafen damals 
zum polnischen Staate gehört habe. Polen hal n iemals einen 
eigenen Hafen beſeſſen und niemals das Recht 
gehabt, in der Verwaltung des Danziger Hafens 
ein Wort mitzuſprechen, wie es auch niemals 
eine eigene Handels- oder Kriegsflotte a 
babt bat. 

Was nun dieſen weitgehenden Rechten, die die volle Selbftändig- 
keit der Freien Stadt garantierten, an Verpflichtungen 5 1 
aunften des polniſchen Königs gegenüderſtand, war wenig 
genug; Jo wenig, daß man die „Schutzherrſchaft“. die dieſer König 
über Danzig ausgeübt hat, kaum anders bezeichnen kann als eine 
praktiſch belaugloſe Sormalität. Wohlgemerkt: der polniſche Staat 
als ſolcher hat niemals irgendwelche Rechte in oder auf Danſig ge⸗ 
habt. Soweit ſolche Rechte auf Grund der Onborporationsurkunde 
vom 6. März 1454 beſtanden, bezogen fie ſich auschließlich auf 
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die Perſon des jeweiligen Königs von Polen. 
Die Verpflichtungen Danzigs beſtanden außer in der formalen An- 
erkennung der Oberhoheit des polniſchen Königs in emer beſtheidenen 
jährlichen Rente, in der freien Bewirtung des Königs und 
jeines Gefolges für die Dauer von drei Tagen während feines even- 
tuellen Aufenthaltes in Danzig und ſchließlich im Vau und der Unter⸗ 
haltung eines Wohnhaules für den König, eines Speichers 
und eines Stalles für 200 Pferde Das war alles! Und nicht 
einmal dieſe doch wirklich beſcheidenen „Hoheitsrechte“, die dem 
pomifchen Könige gegenüber Danzig zuſtanden, wurden verwirklicht! 
Es dauerte 100 Jahre, bis der geforderte Speicher für den polnischen 
König gebaut wurde, und auch dann blieb er Eigentum des Danziger 
Nates; und das Wohnhaus, für das nach 130 Jahren endlich die 
Mittel bewilligt wurden, wurde überhaupt niemals gebaut, ſo daß 
die polniſchen Könige bei ihren Beſuchen in Danzig mit den ihnen 
zur Verfügung geſtellten Privathäufern vorliebnehmen mußten — 
jofern Danzig ihnen überhaupt das Betreten des ſtädtiſchen Hoheits- 
gebietes erlaubte. 

Kaſimir der Große mag beim Abſchluß der Inkorporationsakte 
von 1454 und der nachfolgenden Sonderabkommen mit Danzig ge⸗ 
hofft haben, daß es Polen doch noch gelingen werde, die Danziger 
Freiheit zu brechen. In der Tat haben die polniſchen 
Könige in der ganzen ſogenannten „polniſchen 
Seit“ immer wieder verſucht, die deutſche Stadt 
in die Knie zu zwingen. Aber ohne Erfolg. Danzig hat in 
den 340 Jahren, die es unter der „Schutzherrſchaft“ der polnischen 
Könige ſtand, auch nicht die geringſte Beeinträchtigung der ſeine 
Selbſtändigkeit gewährleiſtenden Nechte geduldet. Anders als die 
anderen preußiſchen Städte und Stände, die durch den Rechtsbruch 
des Luübliner Reichstags von 1569 ihre Privilegien und Sonderrechte 
verloren, hat Danzig ſeine Unabhängigkeit bis zum Anſchluß an 
Preußen, die bei der zweiten Teilung Polens erfolgte, in vollem Um 
jang behauptet und mehrmals mit den Waffen gegen Polen ver- 
teidigt. So hat es ſich während des ſogenannten „Pfaffen⸗ 
krieges“, der 1464 bis 147 um die Beſetzung des ermländiſchen 
Biſchofsſtuhles geführt wurde, auf die Seite der preußiſchen Stände 
und ihres deutſchen Kandidaten gegen den polniſchen König und deſſen 
polniſchen Kandidaten geftellt und durch ſein Eingreifen den Streit 
zugunſten der deutſchen Ermländer entjchieden. So hat es ſich im 
Jahre 1575 geweigert, Stephan Bathory, der die verbrieften 
Rechte der Freien Stadt nicht beſtätigen wollte, als Schutzherrn an⸗ 
uerkennen, und es hat ſich, als der König die Stadt in die Neichs⸗ 
acht tat, das Danziger Land von ſeinen Truppen verwüſten und die 
Stadt ſelber beſchießen ließ, in einjährigem Kriege ſiegreich gehalten 
und ſchließlich den rechtsbrüchigen König zu der verweigerten Eides⸗ 
leiſtung gezwungen. 


Es trifft auch nicht zu, daß die Freie Stadt Damig 
in kultutelfer und nationaler Beziehung während der ſogenannten 
„polniſchen Seit“ unter polniſchem Einfluß geſtanden hätte. Der 
politiſche und wirtſchaftliche Kampf der Freien 
Stadt war zugleich auch ein Kampf um ihr Deutſch⸗ 
tum. Auf keinem Gebiete des geiſtigen Lebens und des künſtleriſchen 
Schaffens hat Danzig in „polniſcher Zeit“ von Polen her Anregung 
oder Vorbilder empfangen. Im Gegenteil, je mehr im benachbarten 
Polen unter der chaotiſchen Herrſchaft der Schlachta das kulturelle 
Leben verkam, um Jo enger ſchloß ſich Danzig an die kulturellen Be- 
ſtrebungen im deutſchen Mutterland an, das noch um Jo mehr, als ſich 
die kulturellen Segenfätze zwiſchen Danzig und Polen mit der Ne- 
formation noch weiter vertieften. Die deutſche Sprache 
iſt während der polnischen Zeit nicht anders als vorher und nachher 
in Danzig nicht nur die vorherrschende, ſondern die allein geltende 
Amts- und Umgangsſprache geweſen. Die wenigen polnischen Bürger, 
die in der Stadt vorhanden waren, hatten nichts zu bedeuten; Jie 
gehörten ausschließlich den armen und ärmſten Volksſchichten an. Die 
gebildeten Danziger haben während der ganzen ſogenannten „pol⸗ 
niſchen Zeit“ ihre Ausbildung ausſchließlich auf deutſchen Uni- 
verfitäten, vor allem in Wittenberg, Leipzig und Frankfurt a. O. 
erhalten, und alle geiſtigen Führer, Cheologen und Schulmänner, 
jtammter;, ſoweit fie nicht geborene Danziger waren, auschließlich aus 
Deutſchland. So waren die Direktoren und Lehrer des Ak ade 
miſchen Gymnafiums, das 1558 gegründet wurde und für 
Danzig nahezu die Stelle einer Hochſchule einnahm, ebenſo wie die 
Träger des übrigen höheren und auch des niederen Danziger Schul 
weſens ohne Ausnahme deutſch. Und dieſes Schulweſen ſtand im 
Gegenſatz zum polniſchen Bildungsweſen der entſprechenden Zeit hinter 
dem Schulweſen in den übrigen deutſchen Ländern durchaus nicht jur 
rück. Hatte der Danziger Senat doch, wie Warſzinſki ſagt, „mindeſtens 
ſeit 1600 die allgemeine Schulpflicht für das Land“ einge⸗ 
führt, Jo daß „jedes nicht allzu kleine Dorf“ des Danziger Staats- 
cebietes „ſeinen eigenen Schulmeiſter hatte“. Es ift klar, daß dieſe 
für die damalige Zeit ganz ungewöhnliche Durchdringung mit deutschem 
Geiſtesgut die Bevölkerung gegen jede kulturelle Überfremdung von 
polniſcher Seite her vollkommen ſchützte. 


Es hat vom 16. bis 98. Jahrhundert keine literarische 
Strömung m Deutſchland gegeben, die nicht auch in Danzig ihre 
A iegſtätte geyuhoen‘ harte. On oen kriegeriſwen, ereiginsrelwen On- 
läuften des 16. Jahrhunderts ſtand hier wie auch ſonſt in Deutſch⸗ 
land das hiſtoriſche Volkslied in Blüte. Es hat in Danzig 
drrch den ftändigen Kampf mit Polen ſeine beſondere, charakteriſtiſche 


Note erhalten. Cbeufo hat die deutſche Spruchdichtung dieſer 
Seit auch in Danzig ihre Vertreter gefunden; und daß auch die Dicht» 
kunſt der Meiſterſinger, die in Süd- und Mitteldeutſchland 
heimiſch war, an Danzig nicht ſpurlos vorübergegangen iſt, kann man 
aus manchen Überlieferungen erfeher. Trotz Kriegen, Peſt und reli⸗ 
giöfen Unruhen hat Danzig dann im 17. Jahrhundert den Mittel 
punkt der deutſchen Renaiſfancedichtung gebildet, 
Dichterſchulen und Gelehrte Geſellſchaften lind hier wie im Reich 
die Sammelpunkte der gebildeten Kreife geweſen; und der Schlefier 
Martin Opitz hat ſich in Danzig mit ſeinem Buch über die 
deutſche Poeteren den Ruhm des Begründers der deutſchen 
Nenaiſſancedichtung erworben. Wie in dieſen beiden, jo hat auch 
im 18. Jahrhundert, als die klajfifhe Periode der deutſchen Literatur 
begann, die moderne wiſſenſchaftliche Forſchung entſtand und die Zeit 
der Publizistik einſetzte, der deutjd 


Publi t he Geift völlig fou 
verän in Danzig geherrſcht, während von einer 


kulturellen Beeinfluffung von Polen her nicht 
das geringfte feſtgeſtellt werden kann. Dr. K. 
(Schluß folgt.) 


* 


Auslands verſchuldung und Währung. 

Bis zum Jahre 10930 iſt, wie Sabrielfky im „Olteuropam 
markt“ feſtſtellt, die ausländiſche Verſchuldung Polens ſtändig ge⸗ 
wachſen. Seitdem iſt die langfristige Verſchuldung zwar noch ge⸗ 
Stiegen, aber nicht mehr in dem gleichen Maße, wie die kurzirijtige 
gefallen ijt. Die gegenwärtige Situation iſt durch ein faſt völliges 
Aufhören des Kapitalzufluſſes gekennzeichnet. Am 
J. Januar 9932 betrugen die Auslandsſchulden der 
öffentlichen Hand 4569830000 Zloty, hiervon ſtellten den 
größten Betrag die Vereinigten Staaten mit 2,7 Milliarden Sloty, 
dann Frankreich mit 803 Millionen Slotu, Schweden mit 299 Millionen 
Slotu und England mit 215 Millionen Slotg. Für Sinſen und 
Amortiſation dieſer Staatsſchuld ſind im laufenden Finanzjahr 
Deviſen in Höhe von etwa 295 Millionen Slotu aufzubringen. Die 
Verſchuldung aus Pfandbriefen und Obligationen 
beträgt 331 Millionen Slotg. Die Beteiligung von Aus⸗ 
landskapitalinpolnifhen önduſtrie⸗ und Handels- 
unfer nehmungen und die Tätigkeit ausländiſcher Unternehmen 
in Form von Niederlaſſungen in Polen verdienen injofern beſonderes 
Jutereſſe, als ſich bei einer Aufſtellung der einzelnen Poſitionen er- 
gibt, daß die landläufige Meinung, fran;öſiſches und amerikanijches 
Kapital habe ſich Polen beſonders verpflichtet, inſofern falfch iſt, als 
ſie die Bedeutung des deutſchen Kapitals für Polen 
außerordentlich unterſchätzt. Die einzelnen Länder haben folgende 
Beträge inveſtiert: Frankreich 385 Millionen Zloty, Deutſchland und 
Danzig 372,8 Millionen Zloty, USA. 317,9 Millionen Zloty, Belgien 
140 Millionen Zloty, England 71,9 Millionen Zloty. Die Geſamt⸗ 
jumme des in polniſchen Unternehmungen arbeitenden ausländiſchen 
Kapitals betrug am J. Januar 1932: 2276 Millionen Slotu. Nach 
der amtlichen Statijtik gibt es in Polen 67 Niederlaflungen, in denen 
Auslandskapital inveſtiert iſt, deſſen Höhe auf 640,1 Millionen Zloty 
beziffert wird. Daran hat das franzöſiſche und belgiſche Kapital 
einen Anteil von 50,3 v. H., das deutſche 19,3 v. H., das amerikaniſche 
7,5 v. H. Alſo auch hier ſteht deutſches Kapital an zweiter Stelle. 
Ju diefen langfriſtigen Verſchuldungen treten die kurzfriſtigen, die ab⸗ 
geſehen von den Barkrediten ſtark zurückgegangen ſind. Am 
1. Januar 1932 betrugen die Barkredite 1250 Millionen Slotu, die 
Bankkredite 401 Millionen Slotu, die Außenbandelskredite 330 
Millionen Zloty. 

Diefer Verſchuldung an das Ausland ſtehen nur geringe 
Guthaben gegenüber, die für 1030 mit 1484 Millionen ‚Zloty au⸗ 
gegeben wurden. Von diefer Heſamtſumme find 27 ß in England, 
24 v. H. in den Vereinigten Staaten, 15 v. H. in Nußland und nur 
jo v. 8. in Deutschland untergebracht. Deutſchſand iſt mithin paſſis 
in viel geringerem Maße an der Rreditverknüpfung beteiligt als aktiv. 

Gabrielſleh unterſucht ſchließlich die Frage der weiteren Entwicklung 
und der Auswirkungen diefer Verſchuldung. Die jährlich für 
Zinfen und Amortiſationen don Polen au das 
Ausland zu zahlenden Summen erſcheinen in der 
Zahlungsbilanz mit etwa 520 Millionen Zloty. Die 
dafür aufzubringenden Devifen kann nur der Export liefern, da Polen 
ſonſtige Aktivpoften von Bedeutung nicht aufzuweiſen hat. Die 
Rückzahlung der kurzfristigen Kredite konnte zwar 
zum Teil durch Neuaufnahme langfriſtigen Kapitals 
gedeckt werden. Darüber hinaus kommen aber dauernd Deviſen⸗ 
anforderungen an die Bank Polſki. Dieſe ſieht ihre Hold und 
Devijenbeftände ſchwinden, und es beſteht die Gefahr des Unter- 
ſchreitens der vorgeſchriebenen Deckung. Aus dieſem Grunde wird 
ſchon ſeit längerer Zeit die Möglichkeit eines Moratoriums 
erwogen oder eine Abkehr vom Goldſtandard. Der Ver- 
faſſer gelangt ſchließlich zu dem Ergebnis, daß bis zum Mai oder 
Juni nächſten Jahres, zu welchem Seitpunkt früheſtens durch 
eine Ronjunkturbefferung der polniſchen Wirtschaft eine fühlbare Er⸗ 
leichterung gebracht haben könnte, die Währungsgrund- 
lage nicht zu halten Jjei, wenn nicht Swangsmaß nahmen. — 
Wavttnorimu- dor afggboe oro Wldbnudondss dor (f ling rh, Ngelaen- 
zwangswirtſchaft — ergriffen werden. Ein Moratorium aber, um das 
die Polen gebeten hatten, haben die Vereinigten Staaten dieſer Cage 
erſt abgelehnl. = 
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Die Ruſſenpakte. 


Der polniſche Staatspräſident hat am 28. November den im 
Bu d. J. unterzeichneten Nichtangriffspakt mit der 
omwjetunion und das darin vorgeſehene Schlichtungs⸗ 
abkommen ratifiziert. Am 29. November hat die franzö⸗ 
iſche Regierung auch ihrerſeits einen dem polniſch-rufſiſchen ent- 
ſprechenden Pakt und einen dazugehörigen Schlichtungsvertrag unter- 
zeichnet. Damit iſt ein vor mehr als zwei Jahren begonnenes 
Vertragswerk jum Abſchluß gekommen. Für die Sowjetunion gibt 
es jetzt, nachdem ſchon ſeit langem freundſchaftliche Beziehungen jur 
Türkei, zu Perfien und Afghanistan beſtehen und entsprechende Nicht- 
angriffspakte auch ſchon mit Finnland, Eſtland und Lettland zustande 
ekommen ſind, nur noch im Fernen Oſten, wo ſich aber in letzter 
Felt die Lage ju Moskaus Gunjten gleichfalls weſentlich gebeſſert hat, 
und gegenüber Rumänien vertraglich nicht garantierte Grenzen. Hin⸗ 
ſichtlich Polens gewinnt der Paktabſchluß infolge des kürzlich erfolgten 
Wechſels in der Beſetzung des Warſchauer Außenminiſteriums beſonderes 
Intereſſe. Es iſt nicht ganz klar, ob bei dem nach den vielfachen Verzöge⸗ 
rungen etwas unerwartet erfolgten Abſchluß Frankreich oder Polen 
die ſtärker treibende Kraft geweſen iſt. Da man aber annehmen muß, 
daß der Rücktritt Jaleſkis, Jer niemals einen bedeutfamen Schritt ohne 
vorherige Verſtändigung mit dem Quai d’Orjay unternommen hat, 
mit der Paktfrage in unmittelbarem Zufanmenbang (teht, ſcheint die 
färkere Initiative in dieſer Angelegenheit auf 
polniſcher Seite gelegen zu haben. Es ift wahrſcheinlich, daß 
hinſichtlich des Zeitpunktes und der Bedingungen des Abſchluſſes 
zwiſchen Warſchau und Paris Meinungsverſchiedenheiten bestanden 
haben. Sie find jedoch offenſichtlich nicht Jo ſchwerwiegender Art ge- 
weſen, daß ſie die Gleichheit des Zieles hätlen verdecken können, das 
beide mit den Nichtangriffspakten verfolgen. 1 
Wichtig find für beide Staaten die Beſtimmungen der Pakte, in 
denen ſich die ruſſiſche Regierung verpflichtet, jede 
Handlung zu unterlaſfen, die eine Bewegung oder Propaganda unter- 
Itützen könnte, deren Ziel es iſt, die Oberhoheit und Unabhängigkeit der 
Gegenpartei zu untergraben oder deren politiſche oder ſozjale Herr⸗ 
Schaft zu ſtürzen oder zu ändern. Auf Grund dieſer Beſtimmungen wird 
ſich Moskau — Jeine ſchwer kontrollierbare Vertragstreue voraus- 
geſetzt — in „Sukunft zum wmindeften einige Zurückhaltung 
in der Sörderung kommuniſtiſcher Umſturzpläne 
auferlegen, wie es fie namentlich in den frauzöſiſchen Kolonien 
verfolgt. Auch Polen ijt an diefer Beſtimmung bejonders im Hinblick 
auf ſeine von revolutionärer Unruhe untergrabenen ukrainiſch-weiß⸗ 
rutheniſchen Ostgebiete ſtark intereſſiert. Die Abschwächung der von 
Moskau geförderten kommuniftiiihen Propaganda in den paktſchließen⸗ 
den Ländern hat jedoch ihre zwei Seiten. Es iſt nämlich damit zu 


rechnen, daß Moskau feine in dieſen Ländern gehemmten Bolſchewi⸗ 


ſierungsbeſtrebungen auf andere Länder ableiten wird. Die erſten 
Leidtragenden werden hierbei vorausſichtlich Deutſchland und 
England fein, Deutſchland, das Moskau unter den derzeitigen Ne⸗ 
ee ie — und nach den letzten Reichstagswahlen zu 
irteilen, nicht mit Unrecht — für ſein befonders gegeignetes 
Betätigungsfeld hält, und England namentlich in bezug auf ſeine aſiati⸗ 
chen Intereſſenſphären und Beſitzuugen. Inſofern könnten die 
Auffenpukte Polens und Frankreichs eine außenpolitiſche 
Schwächung Deutſch 
Jeiner innerpolitiſchen Schwierigkeiten bedeuten. 

Daß eine ſolche Schwächung, d.h. eine Durchkreufſung und Er- 
ſchwerung der deutſchen Neviſionspolitik der Hauptzweck der 
QAujlenpakte iſt, iſt nicht zu bezweifeln. Frankreich und Polen 
wollen durch ihre Annäherung an Rußland die deutſch-ruſſiſche 
Suſammenarbeit, die ihnen von jeher in höchſtem Maße un- 
bequem geweſen iſt, tören. Sie wollen Nußland, das für Jie bisher 
gleichſam außerhalb Europas geſtanden hat, in die Verfailler Ordnung, 
d. h. gegen Deutſchland, eingliedern, um dieſe ins Wanken geratene 
Ordnung von neuem zu ſtützen. Außer dieſen politiſchen Abſichten ſcheint 
ſpeiell Polen auch noch weitgehende wirtſchaftliche Hoff 
nungen mit dem Pahktabſchluß zu verbinden. Der politiſchen ſoll 
anfcheinend binnen kurzem auch eine handelspolitiſche An- 
näberung folgen. In Warſchau it mat jedenfalls an einem Aus- 
bau des Güteraustauſches mit der Sowjetunion Jehr intereſſiert. Man 
»lieht in der Erſchließung des rufliſchen Marktes eine gute, vielleicht 
die einzige Möglichkeit, die hoffnungslos daniederliegende Induſtrie, 
namenilich die oſtoberſchleſiſche Schwerinduſtrie, mit neuen Aufträgen zu 
verſehen. Man denkt wohl auch daran, dem deutſchen Export nach 
Nußland den Nang ablaufen und auch auf dieſem Gebiete dem weſt⸗ 
lichen Nachbarn Schaden zufügen zu können. 

Pieſen erhofften Vorteilen ſtehen einige, in ihrer Realität frei 
lich ſchwer abſchätzbare Nachteile gegenüber. Bisher haben 
Frankreich und Polen kaum eine Gelegenheit ungenutzt gelaſſen, 
Deutſchland wegen Jeiner freundſchaftlichen Beziehungen zu Rußland 
als „Helfershelfer des Bolſchewismus“ zu verdächtigen. Dieſe nament- 
lich in den angelſächſiſchen Ländern immer noch jugkräftige Propa— 
gandatheſe muß mit der eigenen Annäherung an den „Erzfeind der 
europäſſchen Siviliſation“ natürlich hinfällig werden, Auch das 
„hiſloriſche Verdienst Polens“, im Jahre 1920 „Europa 
vor der ruffifchen Gefahr gerettet“ zu haben, wird den gutgläubigen 
Augelſachſen unter den neuen Verhältniſſen in einem etwas anderen 
Lichte erſcheinen. Die Engländer, die bisher immer in Polen ein An- 


lands durch eine Vermehrung 


griffsglacis“ gegen Nußland und in Sraukreich einen zuverläffigen Par- 
teigänger in den kolonialen und fernöstlichen Fragen geſehen haben, 
werden umlernen mühen, wenn fie nun merken, daß dieſe beiden ſetzt 
kein Bedenken mehr tragen, durch wirtſchaftliche und finanzielle Zu- 
Jemmenarbeit mit Moskau die Konjolidierung des Bol 
Iche wis mus in Rußland zu fördern und damit auch für die 
Sukunft deſſen Stoßkraft nach außen zu ſtärken. (Ju ihren Pakten 
verpflichten ſich Frankreich und Polen — wie auch umgekehrt Ruß⸗ 
land —— keinem internationalen Abkommen beizutreten, das den Kauf 
und Verkauf von Waren und die Eröffnung von Krediten für den 
Vertragspartner praktiſch unterbindet.) Außerdem verliert die pol⸗ 
niſche Propaganda in der Abrüſtungsfrage durch den Abſchluß 
des Nuſtenpaktes eine ihrer wirkſamſten Theſen; denn die beliebte 
Ausrede der Polen, nicht abrüſten zu können, weil auf der einen Seite 
„die deutſche Gefahr“ und auf der anderen Seite „die ruflifche 
1 1 7 9 ſtehe, kann jetzt nicht mehr gerade übermäßig überzeugend 
wirken. 

„Was Deutſchland an den Nichtangriffspakten ſtark interejfiert, 
iſt die Catſache, daß dieſe Pakte unter weſentlich anderen Umſtänden 
zuſtende gekommen find, als es urſprünglich in franzöfifcher und pol⸗ 
niſcher Abſicht gelegen hat. Rumänien weigert ſich trotz ſcharfen 
Druckes von Pariſer und Warſchauer Seite, gleichfalls einen 
Nichtangriffspakt mit Rußland abfuſchließen. In 
dem Suſtem, das da im Often mit deutlicher Front gegen Deutſchland 
aufgebaut worden ift, klafft eine Lücke, durch die die beabſichtigte Wir⸗ 
kung des Ganzen gegebenenfalls in Frage geſtellt werden kann. Kur; 
vor der Unterzeichnung des ruſſiſch⸗polniſchen Paktes teilte der rumä⸗ 
niſche Außenminister Citulescu den Abbruch der rufſiſch-rumäniſchen 
Verhandlungen mit; fie find — allem Anſchein nach endgültig — an der 
beſſarabiſchen Frage geſcheitert. Polen und Frankreich wollten Beſ⸗ 
larabiens wegen nicht mehr auf den Abſchluß verzichten; und anderer- 
ſeits denkt Rumänien gar nicht daran, Srankreich und Polen zuliebe 
einen Vertrag abzuſchließen, der nicht in klarer Form feinen beſſara⸗ 
biſchen Aufpruch beftätigt. Rußland aber lehnt eine Garantie jeiner 
gegenwärtigen Grenze mit Rumänien ab. 

Trotz der Verſicherung Titulescus, daß „die Beziehungen zu 
Frankreich und den anderen Bundesgenoſſen unverändert bleiben 
würden“, beftätigt die feſte Haltung Bukareſts in der Pakt⸗ 
angelegenheit, daß Numänien für Frankreich und Polen 
zum mindeften kein ſicherer Parteigänger mehr ift. 
Von Frankreich können die Rumänen im Ernſtfall kaum Waffen- 
hilfe gegen Nußland erwarten; und ihr wirtſchaftliches 
Intereſſe an Srankreich iſt nahezu auf den Nullpunkt gejunken, feit⸗ 
dem Paris keine Kredite mehr gibt. An eine Rückzahlung der ihnen 
bisher gewährten Kredite aber können die Numänen bei ihrer 
kataftrophalen Wirtſchaftslage nicht denken. Niemand würde es 
ihnen verdenken, wenn fie ſich weigerten, ihre Schulden an 
Frankreich zurückzuzahlen, und wenn ſie ſich auf den Standpunkt 
ſtellten, daß die Kredite, die ihnen Frankreich aus politiſchen 
Gründen gewährt hat, für dieſes eben politiſche Unkoſten 
ſind — nicht anders als die Milliarden, die dasſelbe Frankreich vor 
dem Kriege gleichfalls aus politiſchen Gründen den Auffen gewährt 
hatte, ohne etwas davon zurückpuerhalten. Was das rumäniſch⸗ 
polniſche Verhältnis anlangt, fo ſieht mau in Bukareſt den 
Wechſel im Warſchauer Außenminiſterium als eine ziemlich unver⸗ 
hüllte Kampfanſage an, die die ſchon vorher geſpannten Beziehungen 
nur noch weiter zu verſchärfen geeignet iſt. Seit Wochen behandeln 
ſich die beiden Länder in ihrer Preſſe in einer Weiſe, die unter 
Bundesgenoſſen zum mindeſten etwas ungewöhnlich erſcheint. „Wenn 
lich Saleſki“ (der damals noch Außenminister war), hieß es z. B. 
im Bukareſter „Curentul“, „von unlerm Befjarabien ge⸗ 
langweilt fühlt, ſo hält uns nichts davon ab, ihm 
zu Jagen, daß auch wir zu gemwiffen Übelkeiten 
beim Anblick des monſtröſen Danziger Korridors 
geneigt ſind ..“ Das iſt ziemlich deutlich. „Wenn Polen“, hieß 
es weiter in dieſem Blatt, „ſich in irgendeiner Weiſe durch das Bünd- 
nis mit uns geniert fühlt, Jo würden ſich vielleicht die Deutſchen 
dagegen durch eine neuerliche Anknüpfung alter Bindungen mit 
Rumänien begünſtigt fühlen, welches auch jetzt einen Brennpunkt 
der politiſchen Aktionen in Mitteleuropa und auf 
dem Balkan darſtellt.“ Daß „die polnſch-rumäniſchen Be⸗ 
ziehungen eine bedeutende Lockerung erfahren haben“, wie der Liberale 
Bratiauu in der Parlamentsausſprache über den Abbruch der 
Paktverhandlungen mit Nußland feſtgeſtellt hat, ijt nicht zu bezweifeln. 
Cbenſo klar iſt aber auch, daß Rumänien in dem Maße, in dem es 
ſich von Frankreich und Polen entfernt. in den politischen Bann 
kreis Deutſchlands und vielleicht auch Italiens eintritt. Wenn der 
Führer der antiſemitiſchen Fraktion, Prof. Cu za, im rumäniſchen 
Parlament gegen Frankreich, „das durch die Erfolge des großen 
Staatsmannes Hitler in Angst verſetzt it“. den Vorwurf erhoben hat, 
daß es „nach Verftändigung mit Sowjetrußland auf Koſten Rumäniens 
ſtrebt“, jo hat er damit nur die in faſt allen rumänifchen Parteieıt 
mehr oder weniger vorhandene Bereitſchaft. mit Deutſchland zu- 
ſammenzugehen, zum Ausdruck gebracht. Dieſe Bereitſchaft und die 
Möglichkeiten, die fie der deutſchen Oſtpolitik bietet, ſollte man in 
Deutſchland gerade im Zeichen der polniſch-franzöſiſchen Nuffenpakte 
nicht übersehen. Dr. K. 
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Polniſcher Rückzug. 


Der Völkerbundsrat hatte die Danziger Beſchwerde 
gegen die Einführung der Slotuwährung bei den 
Liſenbahnen des Sreiftaates ohne Ausfprache an den 
Oreierausſchuß verwieſen, der aus dem engliſchen Kronſuriſten Sir 
William Walkin, dem norwegischen Gefandten in Bern 
Birkelaud und dem Spanier Pekroſo beſtand. Vor dem Aus- 
ſchuß hat ſich Senatspräſident Dr, Jiehm ſcharf gegen die Vagatelli- 
jierungsverfuche Polens, das feinen Sloch-Vorſtoß als eine rein 
techniſche und im Entereſſe der Vereinfachung des Geſchäftsganges, der 
Eiſenbahnderwaltung notwendige Aaßnahme hinzuſtellen verjucht 
hate, gewandt. Tach dem bisherigen Verhalten Polens wurde all- 
gemein damit gerechnet, daß die Warſchauer Negierung trotz des 
Völkerbundsverfahrens am J. Dezember die geplante und bereits in 
der Vorbereitung begriffene Verwirklichung der Slotu-Verordnung 
durchführen werde. In Genf hat Polen nun nach anfänglich ſehr 
jelbſtbewußtem und herausforderndem Auftreten einen unerwarteten 
Rückzug angetreten, der wohl auf die ſtarke Kritik zurückzuführen 
jein mag, die feine Danzig-Politik vor allem in England gefunden hat 
und die es ihm wohl angebracht erſcheinen ließ, in einigen Teilfragen 
nachzugeben, um ſich nicht der Gefahr einer Aufrollung des Danzig— 
Problems in ſeinem ganzen Umfange auszuſetzen. Auf Grund eines 
engliſchen Vorſchlages fanden in Genf direkte Verhandlungen zwiſchen 
den Danziger und Warſchauer Vertretern ſtatt. Das Ergebnis dieſer 
Verhandlungen war, daß Polen ohne Vorbehalt darauf 
verzichtet, die für den 1. Dezember angekündigte 
Einführung der polniſchen Währung auf den Dan 
ziger Eifenbahnen vorzunehmen oder die Frage 
juriſtiſch und materiell zum Austrag zu bringen; 
der Standpunkt Danzigs, daß in der geplanten Maßnahme ein 
mit aller Schärfe zurückzuweiſender Angriff auf die Danziger 
Währung zu erblicken ſei, hat ſich durchgeſetzt, ein Ergebnis 
von grund. ätzlicher, weitefttragender Bedeutung. 
WMitbejimmend für den polniſchen Nückzug in der Slotyfrage mögen 
wohl auch die von Danziger Seite bereits in der Vorbereitung be— 
griffeuen Maßnahme gewefen ſein, die auf eine Ausſchaltung der 
Sijenbahnen aus dem Danziger Verkehr abdzielten. 
Die in Frage kommenden Verkehrsunternehmungen, Straßenbahn- 
und Autobuslinien, hätten mit ſcharfen Tarifherabſetzungen, Ver- 
billigung der Monatskarten, Verdichtung und Ausdehnung des Ver- 
kehrsnetzes uſw. der Danziger Bevölkerung in weitgehendem Maße 
die Möglichkeit verſchafft, die Eiſenbahnen ju meiden und damit 
einen Publikumsſtreik gegen die polnische Verwaltung durch- 
zuführen. Ein ſolcher Streik hätte im Auslande ein derartiges Auf- 
fehen erregt und wäre ein Jo überzeugender Akt der Danziger Selbjt- 
hilfe und des Danziger Proteſtes geweſen, daß die polniſche Negie⸗ 
rung es vorgezogen haben mag, rechkzeitig einzuſchwenken, um ſich nicht 
der allgemeinen Kritik auszufetzen und ſich vor dem Auslande nicht 
lächerlich zu machen. 

Im Rahmen der Danzig-polniſchen Verhandlungen wurden auf 
Vorſchlag des Völkerbundskommifſars außerdem noch drei 
weitere Punkte erledigt, die allerdings nur einen kleinen 
Ausſchnitt aus dem umfangreichen Komplex der zwiſchen Danzig und 
Polen ſchwebenden Streitfragen bilden. Die von Polen bisher ſtets 
beſtrittene Verpflichtung zur Beitragsleiſtung für die 
von feinen Untertanen mit in Anſpruch genom- 
menen Danziger Schulen wurde anerkannt und an- 
gemeſſen geregelt. — Sehr wichtig iſt auch, daß Polen die Entſcheidung 
des Haager Gerichtshofes über die rechtliche Stellung der 
Polen in Danzig jetzt anerkennt. Dieſe Entſcheidung beſagt, daß 
die Polen in Danzig keine weiteren Rechte als die 
einer Minderheit haben. Es iſt in dieſem Suſammenhang 
vereinbart worden, daß Polen die Wünſche, die es auf dieſem Gebiet 
hat, dem Senat der Freien Stadt bis zum 20. Dezember mitteilt und 
daß dann direkte Verhandlungen aufgenommen werden. Sollte bis 
zum 1. April en. J. kein Ergebnis erzielt werden, Jo ſind beide Parteien 
übe reingekommen, die Frage der Entſcheidung des Völkerbunds- 
kommijlars zu unterbreiten. Dabei wurde aber ausdrücklich feſtgeſtellt, 
daß für dieje Entjhbeidung des Bölkerbundskom=- 
miljars die Srundlätze des Haager Gutachtens 
maßgebend ſind. Außerdem wurde die Aufhebung der 
gegenfeitigen Seitungsverbote beſchloſſen. Dice 
Aufhebung liegt überwiegend im Intereſſe Danzigs, deſſen große 
Preſſe damit wieder Zugang zu der deutſchfprachigen Bevölkerung der 
augrenzenden polniſchen Gebiete erhält. (Von polniſchen Zeitungen 
wurde in Danzig als letzte das Danziger Poleublatt, die „Sazeta 
Sdaufka“, die in Thorn gedruckt wird, auf die 
Dauer von zwei Jahren verboten. Dieſe Maßnahme ſtützt 
lich auf das Danziger Preſſegeſetz. in dem es heißt, daß im Auslande 
hergeſtellte Seitungen, die im Laufe eines Jahres zweimal gerichtlich 
in Danzig beſtraft worden find, auf die Dauer von zwei Jahren ver» 
boten werden können.) 

Dem Übereinkommen iſt ein Briefwechſel 
dem Danziger Senatspräjidenten und dem pol⸗ 
niſchen Außenminiſter beigefügt. Der Brieſwechſel befaßt 
lich mit der Glotufrage und bezieht ſich auf Artikel 36 der 
Parijer Konvention In diefem Artikel verpflichten ſich 
beide Teile, auf Antrag der einen oder anderen Partei, Jobald es 


zwifchen 


die Umjtände geſtatten, in Verhandlungen über die Verein- 
heitlichung der in beiden Staaten geltenden Münzſuſteme einzutreten, 
Nachdem der polniſche Verſuch, auf dem Umweg über die Eiſenbahn 
eine vollendete TatJache zugunſten der polniſchen Währung in Danzig 
zu ſchaffen, mißlungen iſt, ändert die Anerkennung dieſes Artikels 
durch Danzig nichts an der beſtehenden Rechtslage; infolgedeſſen 
konnte der Danziger Senatspräſident ohne Bedenken die — offenbar 
für die polniſche Öffentlichkeit beſtimmte — Erklärung abgeben, daß 
künftige Verhandlungen über die Vereinheitlichung des Münzfuſtems 
auf Grund des Pariſer Vertrages nicht ausgefchlojfen lind. Von 
Polen war verſucht worden, dem erwähnten Artikel die Auslegung 
zu geben, daß derartige Verhandlungen bedingungslos aufgenommen 
werden müßten. Dieſes Verlangen iſt vom Danziger Senatspräſidenten 
entschieden jurückgewieſen worden, und es wurde von ihm erreicht, 
daß in den beiden Schreiben ausdrücklich darauf Bezug genommen 
wird, daß Verhandlungen nur, ſobald es die Umſtände geſtatten, in 
Betracht kommen. Bei den völlig verſchiedenen kulturellen und wirt- 
Ichaftlichen Verhältniſſen, vor allem bei der Verſchiedenheit des auf 
den Kopf der Bevölkerung treffenden Sahlungsmittelumlaufs in 
Danzig und Polen iſt kein Zweifel daran möglich, daß die Voraus- 
ſetzungen für die Einleitung von Währungsverhandlungen nicht gegeben 
lind und auch in Sukunft nicht gegeben fein werden. Es wird aljo 
auch auf dieſem Wege Polen nicht gelingen, jein Ziel, eine Verdrän— 
gung des Danziger Guldens durch den Zloty, zu erreichen. 

Das Ergebnis dieſer Verhandlungen iſt zweifellos ein Erfolg 
für Danzig. Daß lich hierdurch aber an der grundſätzlichen Haltung 
Polens gegenüber der Freien Stadt etwas ändern wird, ilt nicht zu 
erwarten. Die Angriffe, die jetzt abgeſchlagen worden Jind, werden 
über kurz oder lang fortgejett werden, und dann vielleicht mit 
größerem Nachdruck und mit geſchickteren Mitteln. Es iſt ja nichts 
endgültig entschieden, weder die Stage der Stellung der polniſchen 
Staatsangehörigen in Danzig noch die Frage der Slotuwährung in 
Danzig. Es wird früher oder ſpäter wieder neue Verhandlungen 
geben, die für Danzig die alten Gefahren in neuer Form wiederholen. 
Der Völkerbundsrat hat zwar die Danzig⸗-polniſchen Abmachungen 
genehmigt; aber ſchon haben die Quertreibereien begonnen. Ihren 
Ausgang haben ſie von dem mit franzöſiſch-polniſcher Unterſtützung 
herausgegebenen „Journal des Nations“ genommen. Dieſes 
Blatt ſchreibt u. a.: In ſeinem Schreiben an Miniſter Beck habe 
ſich der Danziger Senatspräſident bereit erklärt, den eventuellen 
polniſchen Wünſchen ſtattzugeben, Verhandlungen über die Verein- 
heitlichung der Danziger und der polniſchen Währung aufzunehmen. 
Dieſe Vereinheitlichung ſei im Pariſer Vertrag als erwünjcht be- 
zeichnet worden (2), und ſie ſei die logiſche und notwendige Folge (?) 


der Catſache, daß die Wirtſchaft der Freien Stadt Danzig mit der 


polniſchen Wirtſchaft eng verbunden iſt. Wenn die Verhandlungen 
gelängen, o werde das ein Beweis dafür ſein, daß ſich in Danzig 
endlich die Vernunft durchgejetzt habe. it) Das Blatt vergißt, daß die 
Schwierigkeiten, über die es ſich beklagt, immer wieder daher ger 
kommen ſind, daß Polen ſeinerſeits immer wieder eine Anderung der 
beſtehenden Danzig-Löſung zu erzwingen Jurht. 

* 


„Der Korridor iſt ein Übelſtand.“ 

Die Vothermere-Seitung „Dailu Mail“ unterſtützt in einem 
Leitartikel die von Churchill in feiner Nede im Unterhaus auf- 
geſtellte Forderung, daß man zuerſt die den beſiegten Mächten zuge» 
fügten Ungerechtigkeiten beſeitigen müſſe, bevor man zur all⸗ 
gemeinen Abrüſtung ſchreiten könne. Wenn dieſen Ungerechtigkeiten 
nicht rechtzeitig zu Leibe gegangen werde, würde, wie Churchill er- 
klärte, die Gewährung der Gleichberechtigung gleichbedeutend mit der 
Vorbereitung für einen neuen Krieg ſein. Die „Daily Mail“ faßt 
beſonders die Srage des Weichſel⸗Korridors und 
Danzigs ins Auge. Es würde unzweifelhaft von weitſichtiger 
Staatskunſt zeugen, wenn dieſe Frage ebenſo wie die der ungariſchen 
Grenze jetzt aufgegriffen werde, ſolange die Siegerſtaaten noch weit 
überlegen ſeien, anjtatt die Dinge jo weit treiben ju laſſen, bis ſich 
große Koalitionen gegenüberſtehen wie in den letzten Jahren vor dem 
Kriege. Der „polniſche“ Korridor ſei ein Abel 
t and, den jeder Deutſche fühle. Solange der 
Korridor in ſeiner gegenwärtigen Form beſtehen 
bleibe, ſei weuig Hoffnung auf eine Aufrecht 
erhaltung des Friedens zwiſchen Deutſchland 
und Polen oder auf die moraliſche Abrüftung, die die Welt Jo 
jehr benötige, vorhanden. 

Curtius und die amerikanischen Polen. 

Nach einer „Pat“ Meldung aus New York gab der „Club der 
ausländiſchen Preſſevertreter“ in New Aork am 
22. November ein Frühſtück zu Ehren des ehemaligen deutſchen 
Außenministers Dr. Curtius. Den Vorſitz Jollte der Bizeprälident 
des Klubs, der New Yorker Vertreter der „Pat“ (Polu. Telegr.- 
Agentur), Moramjki, führen, der auch das polnische Propaganda- 
Magazin für Amerika, „Poland-America“, redigiert. Wegen der von 
Dr. Curtius einige Tage zuvor in Wajhingten gehaltenen Rede, in 
der er die Rückgabe des Korridors forderte. war Nedakteur 
Moramjki der Meinung, „daß es für ihn als Polen nicht angäugig ſei, 
bei dieſem Frühſtück⸗den Vorſitz zu führen“. Na, wenn ſchonl! 
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Neues aus Polen. 


Die Verelendung der Baueruſchaft. 


Der bekannte polniſche Bauernführer und ehemalige, 
von Pilſudſei im Jahre 1926 geſtürzte Miniſterpräſident 
Witos gab im „Kurjer Warſzawſki“ eine eingehende Schilderung 
der Lage des polniſchen Landvolkes; er ſchreibt u. a.: „Der größte Ceil 
der Bauern iſt in Wucherſchulden geraten und heute nicht 
mehr in der Lage, auch nur einen Pfennig zu bezahlen. Das Ergebnis 
ind viele Cauſende von Gerichtsverfahren und Ver- 
ſtei gerungen. Trotz des beſten Willens und des Drucks zahlreicher 
Gerichtsvollzieher haben viele Dörfer aufgehört, Steuern 
und Abgaben zu zahlen. Die Ernährung des Landoolles iſt 
auf die niedrigfte Stufe geſunken. Sogar die einſt wohlhabenden 
Landwirte verbrauchen keinen Zucker mehr, ſehen wochenlang 
kein Fett, und das durch die Salzſteuer teure Salz wird nur 
lehr jparfam verbraucht. Streichhölzer kann man ſich nicht mehr 
kaufen, Feuerſchlagen aus Steinen, das Hinübertragen glimmender 
Kohlen von einem Hauſe zum andern im Dorf ift zur alltäglichen Sache 
geworden. In der Nacht ſind die Dörfer in Sinſternis gehüllt. Selten 
zeigt ſich in einem Zimmer eine ſchwach flimmernde Talgkerze. Clek⸗ 
triſches Licht gibt es nicht, Petroleum und Kerzen kann der 
Bauer nicht mehr kaufen. Die Tuber kuloſe wütet bejonders 
unter der jüngeren Generation und fordert zahlreiche Opfer. Ein 
Drittel der Bevölkerung hat keine Schuhe und 
läuft barfuß, auch im Winter. Viele Bauern haben nur 
noch Pumpen anzuziehen, Heizmaterial. Bücher und Sei- 
tungen gibt es überhaupt nicht; Vieh ift kaum noch 
vorhanden, viele Häufer fallen zufſammen!“ — Aber 
Gdingen wächſtl N ö 

Die landwirtſchaftlichen Sinanzkommiſſionen 
haben in Polen ihre Cätigkeit in allen Ceilen des Landes aufgenommen. 
Dieſe Kommiſſionen werden den Gläubigern des Grundbeſitzes eine 
Schuldeu regulierung vorſchlagen, nach der im Verlaufe von 
mehreren Jahren 30 bis 50 v. H. der Schulden abgegolten 
werden. Der Reſt ſoll geſtrichen werden. Der größte Teil der 
Gläubiger der Landwirtſchaft, die ſich aus Induſtrie- und Handels- 
kreiſen zuſammenſetzen, haben erklärt, daß dieſe Löſung für Jie un- 
onnehmbar fei, da durch ſie die Lasten aus der Kriſe der Landwirtſchaft 
ausſchließlich den privaten Gläubigern aufgebürdet würden. Sollte es 
trotzdem zu ſolchen Löſungen kommen, To jei weitgehendes Entgegen⸗ 
kommen des Staates und der Gemeinden den Gläubigern gegenüber 
bei der. Zahlung der Steuern und Kommunalabgaben zu fordern. Der 
Staat müffe mindeſtens die Hälfte der Steuern 
ſtreich een. 


Von den Polen 


Ab nach Polen! 


Bei einer Vernehmung des polniſchen Minderheitsſchul⸗ 
lehrers Viktor Kleſſezunlkiin Sroß-Waplit (Kreis 
Stuhm) gab diefer als ſeinen Wohnſitz „Srudziadf“ an. Als der ver⸗ 
nehmende Beamte dafür „Grauden;“ ſagte, brauſte Klefzezunjki erregt 
auf und ſchrie, daß die Bezeichnung „Grauden!“ für ihn eine Be. 
leidigung darſtelle. Dabei iſt bemerkenswert zu erfahren, daß Kleſzezunſki 
in Mörken im Kreis Ofterode geboren iſt und zehn Jahre im preußiſchen 
Staatsdienst als Lehrer geſtanden hat, bis er ſein poluiſches Herz ent- 
deckte. Hoffentlich wird Herrn Kleſzezunjki die Rückkehr in ſein ge- 
liebtes „Grudziadz“ nicht allzuſehr erſchwert. 


Polenbund und Oſthilfe. 


In der Polenbundpreſſe konnte man kürzlich einen „inter- 
effanten“ Auffatz leſen, in dem cus den Mitteln der Oſthilfe 
für die grenzmäkifhen Polen 3 Mill. RM. ger 
fordert wurden. Dieſe Forderung wurde damit begründet, daß 
die Grenzmark aus der Ofthilfe 80 Mill. N M. erhalte, auf die 14 000 
Polen (bei 322 0009 Einwohnern der Provinz) „iufolgedeſſen“ ein Be⸗ 
trag in der genannten Höhe entfalle. Die Polenbundpreſſe pflegt ja 
auch Jonjt eine erſtaunliche Logik zu entwickeln; man ist da ja ſchon 
manches gewöhnt. Sie würde aber ſicherlich gut daran tun, die Primi⸗ 
tioität ihrer Gedankengänge nicht allzufehr zu übertreiben. Sunächſt 
gibt es keine 14000 Polen in der Grenzmark; wenn jo viele Grenz- 
märker im Jahre 1925 Polniſch als Mutterſprache angegeben haben, 
jo geht daraus erfahrungsgemäß noch lange nicht hervor, daß ſie auch 
alle für die nationalpoluiſchen Swecke in Frage kommen, für die die 
Polenbundpreſſe die geforderten 3 Mill. AM. verwenden möchte. 
Außerdem ſcheint man ſich in den Polenbundkreiſen noch nicht allzusehr 
mit dem Ofthilfeproblem befaßt zu haben; ſonſt müßte man nämlich 
willen, daß die Gelder nicht in gleichen Quoten auf den Kopf der Be- 
völkerung verteilt werden und auch gar nicht in dieſer ſchematiſchen 
Weiſe verteilt werden können, wenn der Sweck der Hilfe einigermaßen 
erfüllt werden Joll. Der polnischen Forderung liegt aber die Auf- 
talfung zugrunde, daß die Verteilung in ſolcher Weije erfolgt. Dieſe 
Auffaſſung kann man mit dem von den Polen Jelber häufig beklagten 
Mangel an Intelligenz; in ihren Reihen entſchuldigen. Wozu Jollen 
nun aber die geforderten 3 Millionen AM. verwandt werden? Man 
höre, was die Polenbundpreſſe hierüber Jchreibt: „Uẽnſere Organi- 
ſationen wilſen nicht, wo fie bleiben Jollen; ſie brauchen Vera mm- 


Ein peinlicher Irrtum. 


Vie der „Kurjer Polſtei“ meldete, haben ſich in letzter Zeit die 
Diebstähle und kleineren Raubüberfälle m ganz Polen, beſonders in 
Warſchau, erheblich vermehrt. Dieſer Suſtand iſt darauf zurückzu- 
führen, daß, wie es ſich nunmehr herausgestellt hat, auf Grund der 
legten durch den Staatspräſidenten erlaſſenen ſogenannten kleinen 
Amneſtie „irrtümlicherweije“ 800 Verbrecher, auf die 
die Amneſtie keine Anwendung finden Jollte, in Freiheit geſetzt wurden. 


235 Offiziere. 


Das polniſche Kriegsininiſterium hat 235 Offiziere zur Dis- 
polition gestellt, darunter 14 Oberſten und Oberſtleutnants, 
34 Majore und 88 Hauptleute. Der älteſte diefer Offiziere iſt 46 Jahre 
alt, der jüngſte 24 Jahre. Gleichzeitig find 24 ältere Offiziere wieder 
in Dienſt geſtellt worden. Dieſe Maßnahmen des Kriegsminijteriums 
haben politiſche Gründe. Die 255 Offiziere ſollen Beziehungen 
zum aufgelöſten „Lager des größeren Polen“ gehabt 


haben. 
Eine Preſſehochſchule in Pofen, 


Wie Warſchau Jo hat nun auch Poſen einen „Höheren Journa- 
liſtenkurſus“, eine Art Preſſehochſchule, erhalten, die der 
Handelshochſchule angegliedert iſt. Was dort gelehrt wird. kann man ſich 
denken, wenn man 3. B. folgendes beachtet: Eine zehnſtündige Vorlefung 
über „Die nationalen Minderheitenprobleme mit beſonderer Berück- 
Jichtigung der polniſch-deutſchen Fragen“ — von K. Kierſki, 
deſſen „Wiſſenſchaft“ man von feinem früheren öffentlichen Auftreten 
ber hinreichend kennt. Vorgeſehen find ferner vier Vorlefungen über 
das Ausland in der jeweiligen Landessprache, und zwar über das 
poliliſche und wirtſchaftliche Leben Frankreichs, über die wirt⸗ 
Ichaftliche Struktur Englands und der Vereinigten 
Staaten von Amerika, über das wirtſchaftliche Leben der 
Cſchechoflowakei ſowie über das wirtſchaftliche und politiſche 
Leben Stalien s. Auffallend iſt, daß ſich kein Platz für die 
beiden wichtigſten Nachbarn Polens, Nußland und 
Deutſchland, gefunden hat, obwohl deren Bedeutung für Pofen 
in kultureller, wirtschaftlicher und politiſcher Hinſicht doch ungleich 
größer iſt als die der Tſchechoflowakei oder Staljens uſw., obwohl 
Deutſch die faktiſche Verkehrs-. und Handelsſprache in gan; Oft« 
europa und für den polnischen Journaliſten höherer Klaſſe geradezu 
unentbehrlich iſt. Deutſchland iſt dieſen Leuten Luft; aber — und das 
überſehen fie meiſt — ohne Luft kann man nicht leben. 


in Deutſchland. 


lungs räume, Häuſer und eigene Heime. In Flatow muß 
ein Volkshaus entſtehen, in dem ſich das kulturelle und Bildungs 
leben unſerer Minderheit konzentrieren würde. Zu dieſem Sweck 
brauchen wir Geld, und dieſes muß () uns die Regierung aus ihrem 
Hilfsprogramm geben. Außerdem verlangen wir () ſtaatliche Kredite 
für unfere Volksbanken und ‚Nolniks“.“ Mit den Mitteln der Ofthilfe 
möchte die Polenpreſſe alſo ihre betont autideutſch eingeſtellten 
Minderheiisorganifationen ausbauen! Das iſt nicht mehr dumm, 
ſondern dreiſt. Ein Beispiel: In Sillau hatte ein deutſcher Bauer 
einen Kredit von der polniſchen Bank beaufprucht. Der 
Erfolg war die freundliche Aufforderung, die Kinder in die 
polniſche Schule zu ſenden. Da der Bauer diefes Anlinnen 
ablehnte, wurde ihm die Kündigung des Kredits angedroht. Sein Beſitz 
wäre aljo zur Subhaſtation gekommen, da er andere Kredite nicht be= 
kommen konnte. So war der deutſche Bauer genötigt. ſeine Kinder 
in die polniſche Schule zu ſenden, was nur mit Zwangsmaßnahmen mög- 
lich war, da die Kinder ſogar ſich weigerten, polniſchen Unterricht zu 
nehmen. Will der Polenbund für die Swecke Jolch iufamen Seelen 
kaufes ſtaatliche Gelder aus Mitteln der Ofthilfe? 


Die Bank Ludowy in Oppeln. 


Ju der Generalverfammlung der polniſchen Volksbank 
in Oppeln Jollte beſchloſſen werden, von den Genoſſen die ſo⸗ 
fortige Zahlung von 200 RM. auf jeden Genojfen- 
ſchaftsanteil 600 RM.) zu fordern. Außerdem ſollte die be 
reits beſchloſſene Aufwertung für die Sparer, die vor der 
Inflation eingezahlt hatten, rückgängig gemacht werden; mit 
den freiwerdenden Beträgen ſollte dann die Bank Janiert werden. 
Die Räume des vom Vorſtand beſtimmten Verſammlungslokals, der 
Gaſtwirtſchaft „Hospoda“, waren für die erſchienenen Genoffen — 
insgeſamt uinfaßt die Genoſſenſchaft etwa 4000 Perſonen — bei 
weitem zu klein, ſo daß zahlreiche Verſammlungsbeſucher keinen Platz 
ſanden. Im Hofe der Gaſtwirtſchaft und auf der Straße kam es 
daher zu größeren Auſammlungen von Sparern, die ihrem Proteſt 
gegen Vorſtaud und Aufſichtsrat erregt Ausdruck gaben. Der Auf- 
ſichtsratsvorſitzende und der Vorſtand löſten daraufhin die Ver— 
ſammlung auf, ohne den Seitpunkt einer neuen Generalperſammlung 
bekanntzugeben. Da ſich die Genoſſen damit nicht zufrieden gaben, 
räumte ſchließlich die Polizei das Lokal und zerjtreute die Aufamm⸗ 
lung auf der Straße. 
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Aus dem polniſche 


Ein Fall unter vielen! 


Im Dorfe Plusnitz im Korridor beſitzt der 75 Jahre alte deutſche 
Reichsangehörige Johann Fiergolla ein bäuerliches Grundftück 
von 34 Morgen, das er mit ſeiner bald rojährigen Frau und feinem 
28jährigen Sohne bewirtſchaftet. Der polniſche Gemeindevorſteher 
Gros und ein Pole Lewalfki, die Nachbarn des Siergolla, find 
bemüht, dem Deutſchen des Daſein möglichſt zu erſchweren. Der 
Gemeindevorſteher belafiet ihn mit erhöhten Abgaben und Arbeits- 
leiſtungen und befehdet ihn auf das niederträchtigſte. Eines Cages 
griffen die „getreuen Nachbarn“ zu draftifcheren Mitteln: fie ver- 
ſteckten in der Scheune des Deutjchen einige Päckchen ſchlecht ge⸗ 
wordenen Tabaks und Zigarren, und dann denunzierten ſie ihn wegen 
Schmuggelei und Spionage. Die Solge war eine von Soll- und 
Polizeibeamten veranstaltete Hausſuchung, bei der die Beamten auf⸗ 
fallend ſchnell das ihnen bekanntgegebene „Versteck“ mit dem Tabak 
fanden. Da dieſer völlig unbrauchbar und deshalb unverkäuflich war, 
der alte Siergolla und fein Sohn aber Nichtraucher find, konnte kein 
Sweifel darüber beſtehen, daß der Tabakvorrat von ihnen auf den 
Kompoſthaufen getan worden wäre, wenn ſie von ihm gewußt hätten. 
Da fie von ihm aber keine Ahnung hatten, war es kein Wunder, daß 
jie überraſcht und verblüfft waren und über ſeine Herkunft nichts 
auszuſagen vermochten. Außerdem aber fanden die Beamten auch 
allerlei Kleider und Jonftige Sachen, die dem ältejten Sohn des Sier- 
golla, der in Berlin beruflich tätig iſt, gehörten und von dieſem ord⸗ 
nungsgemäß nach erfolgter Jollbeſichtigung in ſein Vaterhaus gebracht 
und dort zurückgelajlen worden waren, Sachen, an denen nichts zu 
verzollen war. Aber unter ihnen befand ſich ein abgelegter Schutz⸗ 
polizei-Uniformrock, und von dieſem zum Auftragen bei der Seld- 
arbeit beſtimmten Stück behaupteten die Zollbeamten, daß es eine 
Hitleruniform ſei. Sur Begründung der Anklage wegen Spionage 
genügte die Durchsicht der vorgefundenen Briefe und Druckſachen 
http vugegeil bite ec bededernehnpraug d Vu biyinagger Vbhenege 

und daß der junge Siergolla Nationaljozialift ſei, und der junge Mann 

wurde nach Soldau ins Gefängnis geſchafft, in dem er drei Cage ver- 
bringen mußte, bis ſein Vater durch Hinterlegung einer Kaution ſeine 

Freilaſſung erwirkte. Dieſer Vorfall kennzeichnet wieder einmal die 

Leiden der in Polen anſäſſigen Deutſchen und die ſchikanöſen 

Methoden, mit denen die Abwanderung der Deutſchen aus dem 

Korridorgebiet erzwungen werden ſoll. 

Die Unterdrückung der deutſchen Schule. 

Nach der Schließung des Konitzer deutſchen Pri- 
vatgymnaſiums ſtellte die deutſche Elternſchaft in Konitz, ähn- 
lich wie ſeinerzeit in Dirſchau, beim polniſchen Schulkuratorium den 
Antrag, eine deutſche Privatvolksſchule errichten 
zu dürfen. Man hatte angeſichts der Eröffnung des polniſchen Sum- 
uaſiums in Beuthen große Hoffnung, daß die Polen die Errichtung 
einer privaten deutſchen Volksſchule nicht verweigern werden. Jetzt 
traf die Antwort des Kuratoriums ein, die ebenfo wie ſeinerzeit in 
Dirſchau auch in Konitz die Eröffnung einer deutſchen privaten Volks 
Ichule unterſagt. 

Der Dirſchauer Deutſche Schulverein wurde — wie 
leinerzeit berichtet am 1. September aus den Räumen des 
St.-Seorgen-Holpitals auf Antrag des Magiſtrats Dirſchau emittiert. 
Der Schulverein hatte die Näume auf längere Zeit für das Deutfche 
Sumnaſium in Dirſchau gepachtet, das von den Polen vor einem Jahre 
geſchloſſen wurde, weil die Räume angeblich für eine Schule nicht mehr 
geeignet ſeien. Mit dieſer Begründung ift auch bisher die Wieder⸗ 
eröffnung des Gumnaſiums verweigert worden, während ein Neubau 
ebenfalls nicht gejtattet wurde. Der Magiſtrat Dirſchau verlegte in 
die angeblich nicht geeigneten Näume die Dirſchauer Handelsſchule. 
Der Oeutſche Schulverein erhob Einspruch, dem jetzt vom Gericht ſtatt- 
gegeben worden if. Der Magiſtrat muß die Räume 
wieder frei machen und die Koſten tragen. 


Deutſche vor polnischen Gerichten. 

Nach viertägiger Projeßdauer hat die Strafkammer des Kattowitzer 
Bezirksgerichts den Oberdirektor der Oberſchleſiſchen Sprengſtoff⸗ 
werke A.-G. („Oswag“), Dr. Ebeling, zu 1% Jahren Ge⸗ 
fängnis verurteilt, von denen ein Drittel unter Amneſtie 
fällt, fo daß ein Jahr Gefängnis übrigbleibt; außerdem zu 5000 Zloty 
Geldstrafe, von der Dr. Ebeling jedoch befreit wird. Gegen Stellung 
von 100000 Sloty Kaution ſoll E. aus der Haft entlaſlen 
werden. Der Angeklagte Ogiermann wurde zu 7 Monaten Ge⸗ 
fängnis verurteilt, von denen die Hälfte unter die Amneſtie fällt, der 
Direktor der Kattowitzer Sweigſteſle der Deutſchen Bank. Kaſpar, 
erhielt 3 Monate Gefängnis, die durch die Amneſtie völlig nieder⸗ 
geſchlagen find. Aus der Urteilsbegründung geht hervor, daß das 
Gericht ſich bei der Bemeſſung der Strafe völlig an die Anklage ge⸗ 
halten hat, die den Angeklagten Betrug, betrügeriſchen Bankrott, 
Konkursvergehen und Buchfälſchungen vorwirft! Der Prozeß war 
injjewiert worden einerſeits, um die deutſchen Induſtrieführer Oſt⸗ 
oberſchleſiens vor dem Ausland, vor allem in Hinblick auf den Fall 
Pleß zu diskreditieren und andererfeits, um einige deutſche Induftrie= 
direktoren aus ihren Stellen verdrängen zu können. Zum Vorwand 
diente der Konkurs der „Oswag“, der — wie die Verteidigung über⸗ 
Au nachzumeifen vermochte keine Folge betrügerischer 
Monipuſationen, ſondern eine Wirkung der unerwartet Jchmeren 
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Völkergefängnis. 
Wirtſchaftskriſe geweſen iſt, der das in den Seiten der Hochs, 


konjunktur gegründete Werk gleich vielen anderen Betrieben nicht 
hat widerſtehen können. 


Nach einer Meldung der „Polka Jachodnia“, des offiziöſen 
Blattes des Wojewoden, joll der deutſche Nedakfeur 
Schrey, der als Redakteur der „Kattowitzer Zeitung“ eine Wel- 
dung aus einer deutſchen Korreſponden; verſehentlich aufgenommen 
hatte und deswegen zu fieben Jahren Gefängnis verur- 
teilt worden war, nach Deutſchland geflüchtet ſein. 
Schrey war vor einiger Seit gegen eine hohe Kaution auf freien Fuß 
geſetzt worden. In der Meldung, derentwegen die Verurteilung er⸗ 
folgte, wurde die Meinung ausgeſprothen, daß eine Rückgabe Danzigs 
an Oeutſchland die beſte Löſung der deutſch-polniſchen Schwierig⸗ 
keiten jei. Der Unterjuchungsrichter beim Bezirksgericht in Kattowitz 
hat dem Krakauer „Kurjer“ zufolge hinter Schrey einen Steckbrief er- 
laſſen. Schrey habe ſich nach Berlin geflüchtet. 


Franzöſiſch ſtatt Deutſch. 

In einem Bericht über das Volksſchulweſen in der Wo je wo d⸗ 
ſchaft Pommerellen bezeichnet es der „Nobotnik“, das 
Hauptorgan der fozialiftiichen Partei, als nationaliſtiſche Unvernunft, 
daß auf Anordnung der Schulbehörde in den höheren Klaſſen 
der Volksſchulen nicht Deutſch, Sondern Franzöſiſch 
als Fremdſprache gelehrt wird. Nach den in Polen gelten- 
den Bestimmungen müſſe in den Volksſchulen eine der drei Sprachen 
Deutſch, Franzöſiſch oder Eugliſch gelehrt werden. Die Wahl, die die 
Schulbehörden in Pommerellen getroffen hätten, ſtelle in die ſe m 
gemiſchtfprachigen Gebiet auch für die polniſchen 
Kinder eine ſchwere Benachteiligung dar. Wiederholt 
ſei es vorgekommen, daß polniſche Handwerksmeister die Aufnahme 
von polniſchen Absolventen der Volksschule in ihrem Betrieb ab⸗ 
Jeieymt haben, wen zud ben“ Serkegr m wrek'scanchet Mu Pweinino 

der deutſchen Sprache unerläßlich ſei. Nur in wenigen Ort 
ſchaften ſei in letzter Zeit ausnahmsweiſe der Unter- 
richt in deutſcher Sprache in den Volksſchulen ein 
geführt worden. Eine derartige Politik habe deutſchen Eltern Ver⸗ 
anlaſſung gegeben, ihre Kinder nicht den öffentlichen Bolksichulen, 
ſondern deutſchen Privatfchulen zuzuführen. Die Schulbehörden hätten 
dann nichts Beſſeres zu tun, als dieſer natürlichen Solge ihrer Politik 
durch Entziehung von Konzeſſionen für deutsche Pridatſchulen zu be⸗ 
gegnen. Das Ergebnis ſei, daß zahlreiche Kinder überhaupt ohne 
Unterricht bleiben. 


Die Verfolgung der Ukrainer. 

Die Zahl der politiihen Prozeſſe gegen Angehörige 
der ukrainiſchen Minderheit ſteigt von Monat zu Monat. 
Nach einer Aufſtellung des ukrainischen Sejmabgeordneten Dr. 
Lewitzkiſ haben in den Jahren 1931/32 in Oſtgalilien 
717 Prozeffe gegen Ukrainer mit 584 Angeklagten 
ftattgefunden. Dabei Jind nicht eingerechnet die zahlreichen Prozeſſe 
gegen kommuniſtiſch geſinnte Ukrainer. In den genannten Prozeffen 
wurden 253 Angeklagte zu insgefamt 506 Jahren 
Sefängnis verurteilt, drei zu lebenslänglichem 
Zuchthaus und ſieben zum Tode. Außerdem haben 15 poli- 
tiſche Prozeſſe gegen ukrainische Abgeordnete ſtattgefunden, in denen 
13 Abgeordnete zu insgeſamt 14 Jahren Gefängnis verurteilt wurden. 

Der ukrainiſche Kulturverband „Proswita“, der 
allein in der Wojewodschaft Wolhynien 2600 Sunktionäre umfaßt 
und 110 öffentliche Leſehallen unterhält, it vom Wojewoden 
von Wolhunlen verboten worden. Das Verbot wird damit 
begründet, daß ſich die „Proswita“ angeblich nicht kulturellen, ſon⸗ 
dern rein politiſchen Arbeiten gewidmet habe, die ihrem Charakter 
nach „ſtaatsfeindlich“ geweſen ſeien. 


Unruhen in Lemberg. 


In Lemberg gerieten polniſche Studenten mit Per» 
ſouen jüdiſcher Abſtammung in einen Wortwechſel, der 
bald in eine Mefferfterherei ausartete. Ein Student wurde 
ſo ſchwer verletzt, daß er bald darauf ſtarb. Swei andere erlitten 
ernſtere Verletzungen. Erregt durch dieſen Vorfall, wollten natio- 
naliſtiſche Studenten dann antijemitiishe Kundgebungen hervor- 
rufen. Einige Juden wurden auf der Straße überfallen. Ein Jude 
wurde in Zufammenhang mit dem Mord an dem polniſchen Studenten 
verhaftet. Die Senfterftbeiben mehrerer Wohnungen ſowie die Aus- 
lagenfenſter mehrerer Geſchäfte wurden jertrümmert. Bei den 
Tumulten wurden mehrere Perſonen verletzt. Ein großes Polizei- 
aufgebot trieb die Demonſtranten auseinander. Die Demonſtrationen 
ſetzten ſich an der Universität und an den anderen Hochſchulen der Stadt 
Lemberg fort, worauf die Hochſchulen geſchloſſen wurden. 
Nach dem Begräbnis des ermordeten polniſchen Hochſchülers wurden 
erneut Überfälle auf jüdiſche Geſchäfte und Paſſanten verübt. An 
dem Begräbnis nahmen über 2000 Studenten und etwa 6 edo Au- 
gehörige anderer Bevölkerungskreiſe teil. Im Zufammenhang mit den 
Ausſchreitungen wurden etwa 50 Perfonen festgenommen. Viele Ver⸗ 
letzte mußten ärztliche Hilfe in Anfpruch nehmen. Auch auf den Hoch⸗ 
Schulen in Warſchau, Wilna und Krakau kam es zu bitigen 
Sulantmenſtößen. 
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Die Fälligkeit von Hypotheken und Grundſchulden. 


(Schluß aus Nr. 48. Text der Verordnung vom 11. November 1932.) 
911. 

Die Gerichte erheben für das Verfahren Gebühren nach den Be- 
ſtimmungen der Landesjuſtizverwaltung. Auch wenn der Antrag des 
Gläubigers ganz oder teilweiſe zurückgewieſen wird, kann das Gericht 
die Koſten ganz oder teilweiſe dem Schuldner oder dem Gundjtücks- 
eigentümer auferlegen, wenn dies aus beſonderen Gründen der Billig- 
keit entspricht. er 


auch ergänzende Vorſchriften erlajfen, ſoweit ſie dies für erforderlich 

(1) Hupothekenbanken und öffentlich - rechtliche Kreditanſtalten 
hält, um den Sweck diefer Verordnung zu erreichen. 

(2) Sind an einer Kreditgewährung hintereinander mehrere Kredit- 
(Geſetz vom 2). Dezember 1927) können den Tilgungsplan ihrer Pfand- 
briefe und Schuldverſchreibungen ſoweit ändern, wie es notwendig iſt, 
um die Tilgungspläne an die durch dieſe Verordnung hinausgeſchobene 
Fälligkeit einer Hupothek oder Srundſchuld anzupaſſen. 

(2) Die Anderung eines Tilgungsplans bedarf der Genehmigung 
der Aufſichtsbehörde oder, wenn eine ſolche nicht beſtimmt ift, der 
nach dem Hauptſfitz des önſtituts zuſtändigen oberſten Landesbehörde. 
Die Behörde kann Näheres über die Anderung des Tilgungsplanes 
beſtimmen. 

$ 13. 


Sur Erhaltung der Wirkjamkeit gegenüber dem öffentlichen 
Glauben des Grundbuchs bedürfen die auf diefer Verordnung beruhen- 
den Veränderungen der Sälligkeitsbedingungen nicht der Eintragung. 

8 

Dieſe Verordnung gilt nicht 

a) für Aufwertungsforderungen, -hupotheken und -grundſchulden; 

b) für bankmäßige Perſonalkredite, die durch Hypotheken ge— 


ſichert ſind, für Grundſchulden, die der Nehmer eines bankmaßigen 
PerJonalkredits auf einem ihm gehörenden Grundſtück zugunften des 
Kreditgebers beftellt hat, ſowie für Eigentümergrundſchulden, die der 
Nehmer eines bankmäßigen Perfonalkredits zu deſſen Sicherung dem 
Kreditgeber abgetreten hat; 

0) auch ohne die beſonderen Voraussetzungen zu b für Forderungen 
aus Darlehen, die aus Gefälligkeit oder ſonſt unter Umſtänden gegeben 
worden ſind, aus denen zu entnehmen iſt, daß eine langfriſtige Kredit- 
gewährung nicht beabſichtigt war, ſowie für Grundſchulden, durch die 
ſolche Sorderungen geſichert werden; 

d) für Jolche Forderungen und Grundſchulden, die den Kündigungs 

chutz des 84 Abf.! des Erſten Abſchnitts des Kapitels III des Erſten 
Tells der Vierten Verordnung des Reichspräfidenten zur Sicherung 
von Wirtschaft und Finanzen und zum Schutze des inneren Friedens 
vom 8. Dezember 1931 genießen; 
e) für ſolche Forderungen und Grundſchulden, deren Sinſen durch 
die Verordnung des Neichspräſidenten über die Sinserleichterung für 
den landwirtſchaftlichen Realkredit vom 27. September 1932 herabgeſetzt 
worden ſind; 

I) für Forderungen und Grundſchulden, die einem Träger der In- 
validen verſicherung juſtehen. 

Rechts- und allgemeine Verwaltungsvorſchriften erlaſſen; fie kann 

0) Die Reichsregierung kann zur Durchführung diefer Verordnung 

815. 
injtitute beteiligt und unterliegt nur die Sorderung eines Kredit- 
inſtituts dem $ 1, Jo kann die Reichsregierung allgemein oder für den 
einzelnen Fall anordnen, daß 8 entſprechend auch für die aus der 
Kreditgewährung ſich ergebenden Forderungen der anderen Kredit- 
inſtitute gilt. 1 
16. 


Dieſe Verordnung tritt am Tage ihrer Verkündung in Kraft. 


— Zufwerlungsfrage ge 


Keine Gleichſtellung von Neubeſitz mit Altbeſitz. 

Eine für Verdrängte, die Beſitzer von Kriegsanleihe ſind, wichtige 
Cutſcheidung hat kürzlich das Reichsgericht gefällt, das ſich mit der 
Gültigkeit bzw. der Verfaſſungsmäßigkeit des Anleihe -Ablöfungs-Ge⸗ 
ſe tzes, insbelondere der darin enthaltenen Negelung des Neubeſitzes, 
zu befaffen hatte. Klägerin ift nach Beendigung des Krieges aus 
dem polniſch gewordenen Poſen nach Berlin verzogen. Sie 
hat 146000 Papiermark Reichs- und Preußiſche Staatsanleihe im 
Beſitz und kann von den polniſchen Banken den Altbeſitznachweis 
nicht erlangen. Die Deutſche Prüfungsftelle für Anleihe⸗Altbeſitz 
und der Reichskommilfar lehnten wegen des fehlenden formellen Nach- 
weifes die Behandlung der Anleiheſtücke als Altbeſitz ab und ge- 
währten der Klägerin nur die dem Neubeſitz zuſtehenden Nechte. Die 
Klägerin erhielt Deutſche Ablöſungsanleihe im Nennwerte von 
3650 M. ohne Ausloſungsrechte. Daraufhin klagte die Klägerin gegen 
das Deutſche Reich auf Verabfolgung von Ausloſungs⸗ 
Iheinen Sie iſt der Anſicht, daß das Anleihe-Ablöſungs-Geſetz 
im ganzen ungültig Jei, insbeſondere aber die Beſtimmungen über den 
Nenbeoſitz, da dieſe eine unzuläſſige Enteignung darſtellten, 
die nicht zum Wohle der Allgemeinheit (Artikel 153 Neichsverfaſſung) 
erfolgt ſei. Die Klage iſt von fämtlichen Inſtanzen, 
Landgericht und Kammergericht zu Berlin und weiter auch vom Neichs- 
gericht, abgewieſen worden. In der Begründung des 
Reichsgerichts heißt es: „Selbſt wenn die im Anleihe-Ablöſungs- 
Geſetz getroffenen Maßnahmen als Enteignungen angeſehen würden, 
feien fie doch gültig durch einfaches Neichsgeſetz verfügt. Nach feſt⸗ 
ſtehender Nechtſprechung iſt dem Erfordernis des Artikels 153 Reichs- 
verfaffung genügt, wenn eine Enteignungsmaßnahme dem Wohle der 
Allgemeinheit zu dienen beſtimmt iſt. Ob dieſer Zweck tatſächlich 
auch erreicht wird und inwieweit, iſt gleichgültig. Es genügt, wenn 
an ſich der Zweck bei ſachlicher Erwägung dem Geſetzgeber erreichbar 
erſchienen iſt. Das ilt beim Anleihe-Ablöſungs-Geſetz der Fall. Es 
wird vom Kammergericht auf Grund der Entſtehung des Geſetzes und 
auf Grund verſchiedener Negierungserklärungen einwandfrei nachge⸗ 
wieſen, daß der Seſetzgeber die Abfiht hatte, die 
Kreditwürdigkeit des Neiches und der Länder 
wieder herzuſtellen. Das habe nur erreicht werden können, 
wenn die Höhe der Leiſtungen des Reiches und der anderen öffent- 
lichen Verbände aus den Anleihen im Geſetz endgültig ſeſtgelegt war. 
Auch der Gleichheitsgrundſatz des Artikels 109 Neichsverfajlung iſt 
nicht verletzt, denn die Unterſcheidung zwiſchen Alt- 
und Neubeſitz beruht nicht auf einer willkürlichen, ſondern auf 
der vernünftigen Erwägung einer Befjerliellung 
derjenigen Anleihebeſitzer, die die Anleiheſtücke 
mit vollwertigem Gelde erworben haben.“ Die „Berl. 
Börfenztg.“ bemerkt zu dieſem Urteil in Nr. 553 zutreffend: „Nach⸗ 
dem die Beſitzer von Neubelizonleihe auf dem Nechtswege ihre An- 
jprüche nicht haben durchfegen können, iſt es Sache des Reiches, 


* 


nunmehr eine Negelung zu treffen, die dem für den 
Kredit des Reiches ſchädlichen Zuſtand, daß eine mündel⸗ 
ſichere Neichsanleihe zinslos und ohne TCil- 
gung umläuft, ein Ende bereitet.“ 


3 1— 
— Eniſchädigungsweſen.— 


Urkundenausfonderung aus den Entſchädigungsakten. 

Die Zrift für die an unfere Bundeszentrale zu richtenden Anträge 
auf Herausgabe von Urkunden aus den Entſchädigungsakten wird 
hierdurch auf vielfachen Wunſch verlängert. Wir bitten aber, ſolche 
Anträge, Joweit es noch nicht geſchehen iſt, ſofort einzureichen, mög- 
lichſt bis Mittwoch, den 21. Dezember d. J. Da Anträge, die nicht bis 
zum 31. Dezember bei der Neſtverwaltung für Neichsaufgaben ein- 
gelaufen find, auf Berückſichtigung nicht mit Sicherheit rechnen können, 
die Bearbeitung der Anträge durch uns aber vielfach Rückfragen er⸗ 
forderlich macht, und da ferner nicht überſehen werden darf, daß die 
Weihnachtsfeiertage für die Bearbeitung ausscheiden, liegt es im eigenen 
Intereffe der Antragfteller, die Anträge chleunigſt einzureichen. 
Vordrucke dazu mit Sragebogen nebſt Merkblatt mit An- 
weiſung zur Ausfüllung der Fragebogen find von unſerer Bundes- 
zentrale unentgeltlich zu haben. Sur Vernichtung beſtimmt find bekannt- 
lich zunächſt die Akten in denjenigen Schadensfällen, in denen der an⸗ 
erkannte Grundbetrag 5000 AM. nicht überſtieg und die entweder durch 
Gewährung einer Schlußentſchädigung oder durch rechtskräftig ge= 
wordene Ablehnung als erledigt gelten. 

Infolge unſerer Notiz in Nr. 47 des „Ostland“ ſind in den letzten 
Tagen eine ſehr große Anzahl von Anträgen eingegangen. Wir bitten 
daher nochmals alle unſere Leſer, Verwandte und Bekaunte, 
die als Verdrängte für die Urkunden-Ausfonderung aus dem Entſchödi⸗ 
gungsakten in Betracht kommen, auf die Möglichkeit der Hurück⸗ 
erlangung ihrer Urkunden hinzuweisen, damit fie den Seitpunkt nicht 
verpaſſen. 

Vielſach wird verlangt, daß die geſamten Entſchädigungs. 


akten des betreffenden Antragſtellers von der Reſtverwaltung für 


Reichsaufgaben herausgegeben werden ſollen. Wir betonen das 
ber, daß folche Anträge ganz ausfichtslos ſind. Die Reſt⸗ 
verwaltung für Neichsaufgaben ſteht auf dem Standpunkt, daß die 
Akten Eigentum der Behörde find und auf keinen Sall 
an die Antragfteller herausgegeben werden. Es iſt 
vielmehr, um das nochmals genauer zu betonen, nur die Aus⸗ 
Tonderung und Zurükgabe der in den Entjhädi- 
gungsakten enthaltenen Urkunden zugeltanden worden, 
wobei für die oftmärkifchen Geſchädigten und die aus Nordſchleswig 
Vertriebenen die Bundeszentrale des Deutſchen Oſtbundes mit Su- 


ſtimmung des Neichsfinanzminiſteriums die Vermittlung übernommen 
hat. Auf Grund dieſer Aufklärung werden die Anträge, nicht nur die 


Urkunden, ſondern die geſamten Entſchädigungsakten im einzelnen Salle 
herauszugeben, als erledigt angeſehen, ſo daß die Bundeszentrale die 
auf Herausgabe der Entſchädigungsakten geſtellten Anträge nicht 


einzeln mehr direkt beantwortet, ſondern ſich auch in dieſen Sällen auf 
die Mitwirkung zur Herausgabe der Urkunden aus den Entjehädi- 
gungsakten beſchränkt. 


Über die Tätigkeit der Polenjchädenabteilung 
für die Zeit vom J. Januar bis J. Oktober 1932 läßt uns auf unſere 
Bitte die Neſtverwaltung jür Neichsaufgaben folgende ſtatiſtiſche 
Überſicht zugehen: 
A. Stand am J. April 1932: 5 
I. An Schiedsgerichtsſachen waren vorhanden 


. 5938 
Von diejen waren erledigt: 
a) durch Vergleiche R¶—U 4578 
h) anderweit (insbejondere durch 
Ablauf der Pachtzeit ufſwʒ . 495 507 


Es verblieben alſo .... 917 
II. Ferner lagen am J. April 1952 vor: 


Aus Neuanmeldungen herrührende Sachen ein- 
schließlich ſchwebender Liquidationen. 5482 
dazu nicht durchgeführte Liquidationen 59 5541 
Davon waren am J. April 1932 erledige —)ͥ 4540 
Es verblieben alſo Joo! 
B. Stand am J. Oktober 1932: 
J. An Schiedsgerichtsſachen waren vorhanden 5995 
Von dieſen waren erledigt: 
a) durch Vergleich du ·U UPL ! 4950 
b) anderweit (insbeſondere durch Ablehnung, 
Ablauf der Pachtzeit uw 5611 


Es verblieben alſo 382 
Von dieſen 382 Fällen waren am 30, September 1952 in 
122 Fällen bereits Vergleichsangebote abgeſandt, die von den 
Geschädigten aber noch nicht angenommen waren. In etwa 
40 weiteren Fällen handelt es ſich um Überzahlungen. Etwa 
50 Sachen ſchwebten im Spruchverfahren. Die reſtlichen Fälle 
befanden ſich in Bearbeitung. 
II. Ferner lagen am 1. Oktober 1932 vor: 
Aus Neuanmeldungen herrührende Sachen ein— 


schließlich ſchwebender Liquidationen 5517 
dazu nicht durchgeführte Liquidationen 5576 
Davon waren am 1. Oktober 1932 für die Ab- 

teilung Polko erledige 5341 


Es verblieben alſo 235 
Von dieſen 235 Fällen ſchwebten am 30. September 1952 
etwa 44 im Spruchverfahren. Alle übrigen Sachen befanden ſich 

in Bearbeitung. 
Aus dieſer Überficht ergibt ſich, daß bei der Polenſchäden-Abtei⸗ 
lung bis zum 1. Oktober 1932 11569 Schadensſachen anhängig waren, 
davon waren zu dieſem Zeitpunkt 617 noch unerledigt, jedoch ſämtlich 


in Bearbeitung. 
Nach der Auflöſung der Abwicklungsſtelle des Polenſchäden— 
Kommiſſars ſind in 
Emigranteuſteuer⸗Entſchädigungsſachen 
bis zum 30. September d. J. 1635 Vergleichsangebote abgejandt und 
1634 Vergleichsvorſchläge angenommen worden. 


Siedlungs⸗ und Vohnungsweſen. 


Klein⸗Hupotheken für Eigenheim⸗Bau. 

Die Reichsregierung hat zur Förderung des Eigenheim-Baus be⸗ 
ſchloſſen, in die Haushalte der Nechnungsjahre 1933 und 1934 20 Mill. 
Reichsmark zur Vergebung von ſtaatlichen Kleinhyppotheken 
einzuſetzen. Die Länder Preußen, Sachſen und Bayern ſollen 
darauf hingewieſen werden, daß beſonders in ihren Ojt- 
gebieten die Förderung des Baus von Eigenheimen zu betreiben ift. 
Wie der Amtliche Preußiſche Preffedienjt mitteilt, find die für die 
Bewilligung von Neichsbaudarlehen für Eigenheime notwendigen 
preußiſchen Ausführungsbeſtimmungen jetzt er⸗ 
gangen. Danach ſind die entsprechenden Anträge an die für den Ort 
des Bauvorhabens zuſtändigen Landräte oder Gemeindevorſtände 
(Bürgermeiſter, Oberbürgermeiſter) zu richten, denen bisher die ſelb⸗ 
ſtändige Verwaltung der für den Wohnungsbau beſtimmten Hauszins- 
teuermittel oblag. Die Bewilligung der Darlehen ſelbſt erſolgt durch 
die zuſtändigen Regierungspräſidenten. 


Aus der Bundesarbeit | 


Berjanmlungskalender. 


. Seanendienft. des Landesverbandes Verlin-Brandenburg. Advents- 
feier am Sonntag, 4. Dezember 1932, nachmittags 4 Uhr, im Kuppel= 
aut des „Ulap“, Am Lehrter Bahnhof. Eintritt frei. Weihnachts- 
meſſe (J. Inſerat in Nr. 48, S. 580). 

Ortsgruppe Aſchersleben. Monatsverjammlung am 5. Dezember, 
20% Uhr, im „Schwarzen Bär“, 


Landesverband Berlin-Brandenburg. 


Der Frauendienſt des Landesverbandes Berlin Brandenburg 
hat am Bußtag, 16. November, eine Totengedenkfeier ver⸗ 
anſtaltet. Hieſe begann mit einer Weiheſtunde in einem Hörſaal 
der Univerfität. Nachdem das Largo von Händel verklungen war, 
hielt die J. Vorſitzende, Frau Frida Lane, die Begrüßungs- 
anfprache, in welcher beſonders zum Ausdruck kam, daß dieſe Weihe- 
tunde dem Gedenken der gefallenen Brüder und den toten Grenz- 
märkern gelte, deren Nuheſtätten jetzt jenſeits der polniſchen Grenz- 
pfähle liegen und deren Hügel am Totenſonntag von keiner Freundes- 
hand geſchmückt werden können. Die Muſik ſpielte: „Ich hatt' einen 
Kameraden“, ein aus den Jugendgruppen zuſammengeſtellter 
Sprechchor gab ein Treu-Gebet, die kleine Renate Lanyke trug 
„Das Heidegrab“ vor, worauf der gemeinſame Geſang „Ich dete an 
die Macht der Liebe“ erklang. Nunmehr hielt der Verbandsvorſitzende, 
Herr Vater, die Gedenkrede, in der er der Toten gedachte und des 
Sieles, für das ſie gefallen ſind. Die Rede klang aus in das Deutſch⸗ 
landlied. Dann begaben ſich die Teilnehmer unter Vorantritt von 
Wimpeln einzelner Jugendgruppen gejchloffen zum Ehrenmal, au 
welchem ein in den oſtmärkiſchen Farben gehaltener Kranz mit 
Schleife niedergelegt wurde. Es war eine außerordentlich würdige 
Seier, welche höchſten Eindruck bei allen Beteiligten binterlaflen hat. 
Sie zeigte, daß deutſche Frauen es wohl verſtehen, Brücken über 
Grenzen und Sernen zu bauen, die aus dem geistigen Wert ureigenjten 
Volkstums entjtehen. 


Ortsgruppe Berlin⸗Süd. Die letzte Monatsverſammlung, die am 
14. November jtattfand, eröffnete der 1. Vorſitzende, Herr Blume, 
mit einem Gedicht aus dem neuen oſtmärkiſchen Heimatkalender und 
wies darauf hin, daß dieſer Kalender in jede oſtmärkiſche Familie 
gehöre. Herr Blume ſprach Herrn Stein auläßlich ſeines 65. Ge- 
durtstages die beſten Wünſche im Namen der Verfammlung aus. Nach 
Bekanntgabe der neuen Eingänge lud die Vertreterin des Frauen- 
dienſtes, Frau Rektor Semrau, zu der am 4. Dezember im Ulap 
stattfindenden Adventfeier des Frauendienſtes herzlich ein. Dann ſprach 
Herr Wittchen über das Thema: „Die Entwicklung der Menſchheit 
nach Wifenjchaft und ariſchem Muthus.“ Der Vortrag, der ſehr 
gut ausgearbeitet war, wurde mit großem Sutereſſe verfolgt. Sum 
Schluß verlas Herr Blume einen Brief der J. Vorſitzenden des Frauen- 
dienſtes, Frau Lanz ke, die darum bat, unſere Jugend, die bei dem 
Arbeitsdienſt in Groß-Saſtrow iſt, mit warmen Sachen zu verſorgen. 
Die nächſte Monatsverſammlung findet am Montag, dem 19. Dezember, 
verbunden mit einer bescheidenen Weihnachtsfeier ſtatt. 


Der Verein ehem. Culmer und Schwetzer zu Berlin feierte am 
5. November im „Wilhelmshof“, Berlin, Anhalter Str. 12, ſein zehn- 
jähriges Stiftungsfeſt, das trotz des Vorkehrsſtreiks einen über Er- 
warten guten DBejuch von Freunden und Gönnern des Vereins auf- 
wies. Nach einigen Muſikſtücken des Muſikvereins „Harmonie“ 
Neukölln, der ſich in liebenswürdiger Weiſe zur Verfügung geſtellt 
hatte, ſprach Frl. Roddey ſehr eindrucksvoll einen Prolog. Dar- 
auf hielt der J. Vorſitzende, Landsmann Tilsuer, die Begrüßungs- 
anſprache und konnte zur allgemeinen Freude den Bundespräſidenten 
Herrn Geheimrat Schmid, den Landesverbandsvorſitzenden, Herrn 
Konrektor Vater, und vom Srauendienft Frau Böhmer begrüßen. 
Herr Bundespräsident Schmid überbrachte Grüße und Glückwünjche 
des Bundespräſidiums. Herr Vater hielt eine ausgezeichnete Feſtrede, 
in welcher er nachwies, wie die verlorene Oſtmark immer für deutſches 
Necht eingetreten iſt und daß dies jetzt auch der Deutſche Oftbund tue, 
um das verlorene Land wiederzugewinnen. Der Vernichtungswille 
der Polen ſchreite aber weiter, wofür Herr Vater viele Beiſpiele 
anführte. Deshalb ſei es Pflicht jedes Deutſchen, beſonders jedes 
Oſtmärkers und der Ortsgruppen, wach zu ſein, die Läſſigen auf⸗ 
zurütteln und die Jugend heranzuziehen. Der Oſten mülſe beſiedelt 
werden, der Deutſche Ofibund zeige praktiſch, wie man ſiedelt und 
dafür Jorgt, daß der Oſten ſtark wird. Herr Vater jtellte mit 
Freuden feſt, daß die feſtgebende Gruppe ihre Pflicht tue und das 
Bundespräſidium und den Landesverband nach Kräften unterſtütze, 
wofür er ihr Dank jagte. Jugend- und Frauenarbeit Jind im Oſtbund 
nicht zu entbehren. Herr Bundespräfident Schmid überreichte dem 
bisherigen Vorſitzenden, Landsmaun Dortſchak, die Jilberne 
Ehrennadel des D. O. B. Herr Vater zeichnete die Landsleute 
Tilsner, Werner, Hol; und Wiſchnalk für langjährige 
treue Mitgliedſchaft durch Überreichung der Treunadel aus. Zum 
Abſchluß der offiziellen Beranſtaltung brachten noch Frl. Raguſe 
und Frl. Ebert ſehr wirkungsvoll Nezitationen zu Gehör, die 
reichen Beifall ernteten. Mitglieder und Gäſte blieben bei fröhlicher 
Stimmung und Tanz noch recht lauge beiſammen. 


Landesverband Oftmark. 

Ortsgruppe Cottbus. In der außerordentlich gut beſuchten No⸗ 
vemberverſammlung gedachte Herr Schulrat Stüber des verstorbenen 
Dichters Skowronnek, defſen Tod für das oſtdeutſche Schrifttum einen 
unerſetzlichen Verluſt bedeute. Nach der Aufnahme neuer Mitglieder 
wurde der Versammlung durch Landsmann Kurzbach Kenntnis von 
der von der Stadt Cottbus geplanten Winterhilfe gegeben und die 
Mitarbeit an dieſem gemeinnützigen Werke von der Verſammlung 
beſchloſſen. Ein Vortrag über die Lebens- und Wirtſchaftsverhält⸗ 
niſſe der Deut ſchen in Polen zeugte von dem ſchweren Vingen unſerer 
deutschen Vollesgenoſſen um die Erhaltung ihrer Exiſtenzmöglichkeit. 
Entziehung der Konzeſſion für den Handel mit Branntwein und Cabale⸗ 
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waren, Beſchränkung der Brauereien in ihrer Produktionsmöglichkeit, 
Maßnahmen, die aber nur auf die noch in deutſcher Hand befindlichen 
Betriebe Anwendung finden; faſt vollſtändige Abdrojjelung der Ver— 
bindung mit den in Deutſchlaud wohnenden Angehörigen, einerſeits 
durch Verweigerung der Ausreiſe, andererſeits durch die überaus hohen 
und für manchen überhaupt nicht erſchwinglichen Ausreiſegebühren in 
Höhe von 400 Zloty (200 .), um hierdurch jede Verbindung mit dem 
Mutterlande unmöglich zu machen. Steigende Zunahme der Analpha= 
beten. Dem Bericht des Geſchäftsführers über die Küſtriner Landes- 
verbandstagung konnte entnommen werden, daß der Deutſche Oſtbund 
in immer größerem Maße Einfluß auf die Geſtaltung der Geſchichte 
im Oſten und in den Grenzgebieten gewinnen muß. Die Verfanmlung 
wurde in würdiger Weile durch Darbietungen des eigenen gemischten 
Chors unter Leitung des Landsmannes Lehrer Pohl umrahmt. 


Landesverband Niederſchleſien. 


Die Ortsgruppe Liegnitz hielt am 8. November in der Brau- 
kommune ihre Monatsverſammlung ab, die gut beſucht war. In Be 
hinderung des J. Vorſitzenden begrüßte der 2. Vorſitzende, Herr 
Migge, die erſchienenen Mitglieder. Vor Eintritt in die Tages- 
ordnung hielt Herr Studienrat Dr. Noth einen Lichtbildervortrag 
über: „Oſtpreußiſche Landſchaft.“ Die Mitglieder folgten dem hoch 
intereſſanten Vortrag mit großem Intereſſe und ſpendeten reichen 
Beifall. Herr Migge dankte im Namen der Anweſenden dem Vor- 
tragenden für die feſſelnden Ausführungen und gab ſodann die Auf- 
nahme von drei neuen Mitgliedern bekannt, ferner die 
vom Bund eingegangenen Nundſchreiben 8 und 9 ſowie den Stand der 
Schuldbuchforderungen und mehrere eingegangene Einladungen von 
Vereinen. — Die Weihnachtsfeier der Ortsgruppe findet am 
22. Dezember 1932, 7 Uhr abends, in der Braukommune ſtatt, zu der 
Kinder im Alter bis zu 12 Jahren alsbald anzumelden ſind. 


Landesverband Schleſien. 

Ortsgruppe Obernigk. In der am 3. November abgehaltenen Mit- 
gliederverſammlung im Hotel „Bellevue“ berichtete der J. Vorſitzende, 
Kaufmann Polſter, über die Vernichtung von Entſchädigungsakten. 
Anſchließend wurden 13 Alitglieder für ihre zehnjährige Treue 
zur Ortsgruppe durch Überreichung der Treunadel mit der 
Jahreszahl „10“ geehrt. Es ſind dies folgende Herren: Mat⸗ 

chewſki, Polſter, Oberpoſtſchaffner Wenzel, Wende, 
Rektor Pakomy, Dr. Streppel, Aſt, Jehn, Koch, Lang- 
ner ſowie Bleidorn in Kunzendorf, Biele und Wieder⸗ 
mann in Groß-Leipe. Weiter wurden der verdienſtvolle langjährige 
Ehrenvorſitzende, Herr Paſtor Buchholz, und Vorſitzender 
Polſter ſeitens des Landesverbandes Schleſien für ihre langjährige 
treue Mitarbeit mit einer künſtleriſch ausgeführten Ehrenurkunde 
ausgezeichnet, wobei dieſer dem Wunſche treuer Weiterarbeit Ausdruck 
gab, bis das Siel des Oſtbundes, die Wiedergewinnung der geraubten 
Heimat, erreicht fein wird. Die Erhaltung und Stärkung des Deutjch- 
tums beiderſeits der Grenze iſt für den Deutſchen Ojtbund ebenſo vater- 
ländiſche Pflicht wie die Wahrnehmung der beſonderen Intereſſen der 
ous ihrer oſtmärkiſchen Heimat Verdrängten. Jeder, der dieſen 
Sielen dienen will, ſei dem Deutſchen Oſtbund willkommen. 


Landesverband Freiſtaat Sachſen. 

Ortsgruppe Dresden. In der im „Stalieniſchen Dörfchen“ ver— 
anſtalteten Monatsverſammlung der Ortsgruppe Dresden gab der 
1. Vorſitzende, Herr Oberfachſchulrat i. N. §ra tz ke, einen Überblick 
über die Oſtpolitik. Er betonte die außerordentlichen Gefahren der 
Forderung Herriots an Deutſchland, für zehn Jahre den „Status 
quo“ anzuerkennen, als Bedingung für die Anerkennung der deutſchen 
Forderung nach Gleichberechtigung. Sehn Jahre Verzicht auf die 
Reviſion unſerer Oſtgrenzen dürfte gleich fein einem Oſtlo car no. 
— Im zweiten Teil des Abends ſprach dann Herr Oberfachſchulrat 
Sratzke über feine Neiſeeindrücke und Erlebniſſe aus den bayerijchn 
Alpen. Ausgehend von der Sahrt nach Süſſen, die gerade durch das 
Münchner Oktoberfeſt führte, gab der Redner intereſſante Rückblicke 
aus der Geſchichte der Umgebung Füſſens und ſchilderte er die Fahrt 
durch die Oberbaueriſche Hochebene. Ferner gab der Redner eine 
feſſelnde Darſtellung der letzten Cage Ludwigs V. von Bayern, der 
die letzte Zeit feines Lebens in der weiteren Umgebung Füſſens ſu⸗ 
brachte. Die Entſtehungsgeſchichte Süjfens, als einer Siedlung eng⸗ 
liſcher Mönche, ſchloß den theoretiſchen Teil. Reicher Beifall lohnte 
den lehrreichen Vortrag, der durch Lichtbilder verdeutlicht wurde. 


Landesverband Heſſen⸗Naſſau⸗Süddeutſchland. 

„Die Ortsgruppe Kaſſel feierte am 9. November ihr 12. Hründungs⸗ 
ſeſt, das ebenſo wie das oſtmärkiſche Militärkonzert am 19. Oktober 
wieder ein voller Erfolg war. Nach einem Vorſpruch (Willi Chren- 
gruber) konnte der J. Vorſitzende der Ortsgruppe, Pfarrer Pelz, 
eine ſtattliche Ceilnehmerſchaft von Mitgliedern, Freunden und Gäjten 
begrüßen, unter den Ehrengäſten insbeſondere den Herrn Oberpräjiden- 
ten von Heſſeu-Naſſau, D. Dr. von Hülſen und die Herren Ober- 
bürgermeiſter Dr. Stadler, Kircheuat Gerlach vom Landes- 
kirchenamt und Verkehrsdirektor Dr. Rehorn. Er übermittelte 
die Grüße und Wünſche der Berliner Bundesleitung, des Landes- 
verbandes und der befreundeten Vereine und Verbände, die er eben— 
falls herzlich willkommen hieß. Beſondere Beachtung fanden auch die 
Grüße der am Erſcheinen verhinderten Herren, Exzellenz Gen. d. Inf. 
von Hülſen und Geh. Konſiſtorialrat Dr. Trepte (früher Div.- 
Pfarrer in Polen), ſowie des Ehrenmitglieds, Vizepräſident 
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Volckart hetzt in Semmelwitz bei Jauer in Schleſien) und endlich 
der telegraphiſche Slückwunſch der jüngften Ortsgruppe des Landes- 
verbandes, Alarburg an der Lahn. In ſeiner Begrüßungsanſprache 
wies Pfarrer Pelz auf den 9. November hin als auf den Cag, der 
die eigentliche Urſache zum Verluſt des deutſchen Oſiens geweſen iſt. 
Als Veutſchland und das deutſche Volk in ſich uneins wurde, verlor es 
die deutſchen Oſtprovinzen. Es wird ſie nicht wiedererlangen, ſo— 
lange der Geiſt des 9. November noch in deutſchen Landen die Ober- 
hand hat. Es erhielten die Ehrenurkunde des Veutſchen Ojtbundes 
der 2. Vorſitzende der Ortsgruppe, Stadioberſekretär € kelt, die 
Ehrenurkunde des Landesverbandes die Vorſtandsmitglieder, Reg. 
Inſpektor Schröder und Stadterheber Hett; unter Überreichung 
einer Ehrenuurkunde ernannte die Ortsgruppe die Leiterin des Frauen- 
dienſtes, Frau Wirth, zu ihrem Chrenmitgliede. Weiter wurde 
12 Mitgliedern der Ortsgruppe für zehnjährige Mitgliedschaft 
die Creunadel nebſt Beſitzzeugnis überreicht. Es find dies die Damen: 
Bartel, Boldt, Kuhl, Böhmert, Meiffert, Obeim 
und Konrektorin Stegmann, ſowie die Herren: Janus, Beh- 
ling, Wandrey, Eichſtädt, Hoffmann und Ehlert. 
Endlich überreichte der Chrenvorſitzende, Lehrer Roul, auch dem 
1. Vorſitzenden der Ortsgruppe, Pfarrer Pelz, die Ehrenuurkunde 
des Deulſchen Oſtbundes. Mit dem gemeinſam geſungenen „Oſtmärki⸗ 
ſchen Werberuf“ fand der J. Teil der Feier ſeinen Abſchluß. Nach 
einer Paufe brachte dann zunächſt das Vorſtandsmitglied, Ob.-Reg.⸗ 
Nat Feldern, am Flügel von Frau Seringhaus feinfühlend 
begleitet, das Violinkonzert M. 7 von Ch. A. Beriot in vollendeter 
Sorm zum Vortrag. Friedel Söllmer, begleitet vom Orcheſter, 
gab uns eine Probe ihrer hohen Sangeskunſt, indem ſie durch die 
ausgezeichnete Wiedergabe der Arie aus dem „Freiſchütz“, „Leiſe, 
leiſe fromme Weiſe“, zur Seftrede von Pfarrer Seidler wirkungs- 
voll überleitete. Die Seftrede ſelbſt ſtand unter dem Thema: „Deutſcher 
Often, deutſche Zukunft.“ Wie immer verſtand es Pfarrer Geidler 
durch ſeine Beredsamkeit, die Hörer vollkommen in jeinen Bann zu 
ziehen. Die Oſtmark und die Ojtmärker, von deuifcher Not beſonders 
heimgeſucht, brächen nicht jufammen, weil Jie den Glauben hätten, der 
auſrechterhalte und ſtark mache. Sie glaubten an das Licht aus dem 
Often, obwohl ſchwarze Nacht es verfinſtere. Sie glaubten weiter auch 
an den Sieg der oſtmärkiſchen Sache, wenngleich Deuijchlands Waffen 
jerbrochen ſeien. Und ſie glaubten an den Tag der Ernte deſſen, was 
die Väter einſt geſäet hätlen. Ihr Glaube ſtütze und gründe ſich auf 
die Macht aus der Ewigkeit. Daraus ſchöpften ſie die Kraft zum 
Kampf um die gefährdete und verlorene Oſtmark, deren Tag der 
Befreiung kommen müſſe. Seien die Waffen auch zerbrochen und 
ſtumpf geworden, die Flamme der Liebe aus dem Glauben lodere um ſo 
heller, und die erſchlaffte Hand werde durch das Blut des deutſchen 
Herzens und durch die Kraft der deutſchen Seele wieder ſtark werden. 
Weil wir glauben, heißen wir euch hoffen, und unſer Glaube ſei der 
Anfang und das Ende einer beſſeren Zukunft. Die Sejtrede erntete 
ſehr ſtarken Beifall. — Friedel Föllmer fang dann noch in feiner 
Einfühlung in die andachtsvolle Stimmung der Verſammlung das 
wundervolle „Gebet“ von Dr. Franz Lüdtke. Auch fie erntete ſo 
reichen Beifall, daß ſie ſich zu einer Zugabe verſtehen mußte. Den 
Abſchluß des offiziellen Teils bildete ein kurzes Schlußwort des 1. Vor⸗ 
ſitzenden, in dem er zur Treue durch die Cat aufrief. Ein Hoch auf 
das Vaterland und das Deutſchlandlied beendeten die Feier. Ein 
Samilienkränzchen hielt dann die Teilnehmer noch einige Stunden in 
Frohſinn beiſammen. Das Feſt iſt vorüber, ſein Segen aber wird 
weiter wirken. Mehrere Teilnehmer meldeten ſich zur Neuaufnahme 
in den Oſtbund an. 


Landesverband für beide Mecklenburg. 


Die Ortsgruppe Voftock hielt am 23. Oktober in ihrem Vereins- 
lokal Mahn & Ohlerichs Keller ihre Viertelſahresverſammlung ab, 
die auch von Mitgliedern von außerhalb gut bejucht war. Es wurden 
zunächſt Eutſchädigungsfragen beſprochen und zum Bezug des „Ojt- 
deutſchen Heimatkalenders“, der auch in Nichtoſtmärkerkreiſen regen 
Abſatz verdient, oufgefordert. Sodann gedachte Herr Paul Bremer 
des 11 Gründungstages der Ortsgruppe, indem er an die ſchweren 
zurückliegenden Jahre erinnerte und zum treuen Suſammenhalten in 
dem gemeinſamen Ringen um den Oſten aufrief. Mit einem Hoch auf 
den Deutſchen Oſtbund ſchloß der Nedner ſeine Ausführungen. Dem 
Mitglied Richard Albrecht, Brunshaupten, überreichte der 
Redner die Treunadel für ſojährige Mitgliedſchaft. Zum Schluß er⸗ 
griff nochmals der Vorſitzende das Wort, um den alten bewährten 
Mitgliedern Herren Levetzow, Bremer, Schmidt und 
Wüſteney für ihre aufopfernde Tätigkeit ſowohl für den Ojtbund 
und insbesondere für die hieſige Ortsgruppe den Dank auszuſprechen. 
Hieran knüpfte er die Bitte, der Jugend mehr denn je unſeren 
Wahllpruch einzuprägen: „Was wir verloren haben, darf nicht ver⸗ 
loren fein.“ Nach Schluß der Verſammlung blieben die Mitglieder 
noch gemütlich beiſammen. 

Die Ortsgruppe Waren hielt am 22. Oktober eine Monatsverſamm- 
lung ab, an der der Kulturpfleger des Oſtbund-Landesverbandes für 
beide Mecklenburg, Herr Schulrat Otto (früher Pinne), teilnahm. 
Er hielt einen ſehr intereſſanten Vortrag über die Bedeu ung der 
Oftfragen. Nachdem er einleitend über ſeine Tätigkeit beim Ver⸗ 
waltungschef des Generalgouverneurs v. Beſeler in Warſchau während 
des Welikrieges, insbejondere über ſeinen damals von ihm geleiteten 
Aufbau des Schulmefens in Kongreßpolen (das bekanntlich keine all- 
gemeine Schulpflicht kannte) berichtet hatte, ging er insbeſondere auf 


die Stage der Oftfiedlung, ihre Geſchichte und ihre Bedeutung 


näher an und gab dann in gediegener Kürze ein Bild von der Be- 


deutung der Oſtfragen überhaupt. Der Vortrag wurde mit großem 
Intereſſe und lebhaftem Beifall aufgenommen. Die Vorſitzende der 
Ortsgruppe, Srau Schuldirektorin Marie Wegener (früher Polen), 
gab dann einen Überblick iiber die Beſtimmungen zur Durchführung des 
freiwilligen Arbeitsdienſtes und legte den Eltern nahe, 
dafür zu Jorgen, daß während des Winters Söhne und Cöchter ſich 
nach Möglichkeit im freiwilligen Arbeitsdienft betätigen, insbeſondere 
die erwachſenen Kinder der Siedler, die ſich zu dieſem Sweck in der 
Geschäftsstelle der Ortsgruppe in Waren, Villenſtraße 12, melden 
können. Mitgeteilt wurde, daß Herr Fritz Wittkopf, Siedlerſohn 
re Kornfelde, Kreis Mogilno), Siedlungsbewerber, die die nötige 

nzahlung leiſten können, namens der Ortsgruppe berät, während 
ein anderes Mitglied, Herr Suftav Stempel, der früher in Witten 
(Weſtfalen) arbeitete, Bertrauensmann der Ortsgruppe für die Nück- 


ſiedlung oſtmärkiſcher Arbeiter aus dem Nuhrgebiet nach Mecklen- 
burg iſt. Es ſoll auf dieſe Weiße vor allem praktiſche Arbeit für die 
oſtmärkiſche Jugend und für Siediungsbewerber geleiftet werden. 

* 


Von der Greifswalder Hochſchulwoche. 

Im Rahmen der oſtvolitiſchen Hochſchulwoche der Univerſität 
Greifswald ſprachen Kür lich Dr. Schack von der Volkshochſchule in 
Jablonken (Kr. Ortelsburg) und der Generaldirektor der Oltpreußijchen 
Heimſtättenfiedlung Nadolny über „Oſtpreußiſche Bevölkerungs- 
und Siedlungsfragen“. Herr Geheimrat Schmid Berlin, der im 
Anſchluß an einen Beſuch im Arbeitslager des Deutſchen Oſtbundes in 
Groß-Jaſtrow an dieſer Veranſtaltung teilnahm, wurde bei dieſer 
Gelegenheit als Präfident des Oſtbundes von dem für die oſtpolitiſche 
Aufklärung äußerſt tätigen Rektor der Universität Magnifizenz, Prof. 
Deißner, herzlich begrüßt. 


Mitteilungen aus der oftdeufihen Heimat. 


Perſönliches. 
Oberpräſident von Bülow tritt in den Nuheſtand. 


Der Oberpräfident der Provinz Grenzmark Poſen-Weſtpreußen, 
die er orgarifiert und um die er ſich große Verdienſte erworben hat, 
tritt am 1. April 1933 wegen Erreichung der Altersgrenze in den Nuhe⸗ 
stand. Er wird auf ſeinen Wunſch bereits vorher einen Urlaub an- 
treten und pon dieſem in fein Amt nicht mehr zurückkehren. Er beab- 
ſichtigt, nach dem Kreiſe Kreuzburg (O. -S.) auf ein feiner Frau ge- 


höriges Gut überzuſiedeln. Herr von Bülow war bekanntlich vor dem 


Umſturz im Oſten Regierungspräfident in Bromberg, wurde nach- 
her zum Überleitungskommiſſar und zunächſt zum Negierungspräſidenten 
des vom Bromberger Bezirk bei Deutschland verbliebenen Neſtgebietes 
in Schneidemühl ernannt. Als 1922 aus den verbliebenen Neſtgebieten 
der Provinzen Pofen und Wejtpreußen die Provinz; Srenzmark ge⸗ 
bildet wurde, wurde er deren Oberpräſident und hat ſich für den wirt- 
Ichaftlichen und kulturellen Aufbau der Provinz tatkräftig und erfolg- 
reich eingeſetzt. Die Stadt Schneidemühl hat beſchkoſſen, Herrn 
von Bülow, der ſchon früher zum Ehrenbürger der Stadt Melerit 
ernannt worden iſt, um Ehrenbürger von Schneidemühl zu 
ernennen. — Zu Ehren der Frau von Bülow wurde das Kürzlich in 
Linden (Kr. Schlochau) vom Provinzialoerband der Vaterländifchen 
Frauenvereine der Grenzmark Poſen-Weſtpreußen geſchaffene Wohl⸗ 
fahrtshaus „Stephanie don Bülow-Haus“ genannt. 

Die zunächſt kommiſſariſche Verwaltung des Oberpräſidiums in 
Schneidemühl wird vorausjichtlich dem Landrat Hans von Meibom 
in Meſeritz übertragen. Herr von Meibom, der im 54. Lebensjahre ſteht, 
iſt ſeit 1906 ununterbrochen im Oſten tätig geweſen, zunächſt als Ne⸗ 
gierungsaſſeſſor beim Landratsamt in Gnefen, dann bei der Regierung 
in Bromberg und von 1908 bis 1914 bei der Anſiedlungskommifſion 
in Poſen. Seitdem ſteht er an der Spitze des Kreiles Meſeritz. 


Handelstagspräſident Dr. Grund 60 Jahre. 


Dr. jur. und Dr.-Ing. c. h. Bernhard Grund, feit einem Jahr 
Präſident des Deutſchen Induftrie- und Handelstages, vollendete am 
26. November fein 69. Lebensjahr. Dr. Grund, Mitinhaber der im 
Oſten ſehr bekannten „Drogen- und Chemikalien⸗Großhandlung 
Bernhard Joſef Grund, iſt Jeit vier Jahren Präſident der Induſtrie- 
und Handelskamnier Breslau. In den letzten Jahren trat er ver- 
ſchiedentlich mit dem Bemühen hervor, die deutſch-polniſchen Handels⸗ 
beziehungen zu verbeffern. i 
einer Deutſch-polniſchen Handelskammer in Breslau zurückzuführen, 
deren Präfident er ebenfalls iſt. 


25jähriges Dienstjubiläum des Projeſſors Lucian Scherman. 


Der Ethnologe, Profeſſor Lucian Sherman (ein geborener 
Dolen er, Abiturient des Stiedrih-Withelm-Gymnajiums von 
1882), Leiter des Bölkerkundemufeums in München, feierte kürzlich 
lein 25jähriges Jubiläum im Dienſte dieſes Inſtitutes. Das Münchener 
Völkerkundemuſeum ift das älteſte ſeiner Art in Deutſchland. Es 
wurde 1907 der Leitung Schermans unterſtellt und zeichnet ſich durch 
klare Herausarbeitung des Entwicklungsganges der einzelnen außer 
europäiſchen Kulturen aus. Die „Voſſiſche Zeitung“ rühmt Sch. in 
einem Jubiläumsartikel nach, daß er ſlets gleichermaßen Wiſſenſchaft 
und Volksbildung zu dienen verſtanden habe. Bei der Jubiläums- 
feier wurde der verdienſtvolle Gelehrte von zahlreichen Vertretern 
der Wiſſenſchaft, des Staates und der Stadt, darunter auch vom 
baueriſchen Kultusminiſter Dr. Goldenberger, in warmer Weile ge- 
ehrt. Sein Mitarbeiter, Dr. H. U. Doering, ſchilderte dabei in einem 
Vortrag die Ergebniſſe ſeiner erſt kürzlich beendeten Forſchungsreiſe 
nach dem ſüdlichen Peru; die gauze Ausbeute der Ausgrabungen kommt 
in den Beſitz des Münchner Völkerkundemuſeums. 


Ein Oftmärker Sieger im Marſch⸗Komponiſten⸗ Wettbewerb. 

Beim Dresdener Märſche-Komponiſten-Wettbewerb „Die Reichs- 
wehr marſchiert!“, bei dem 180 neue deutſche Märſche eingegangen 
und 20 zur engeren Wahl geſtellt worden waren, die am 28. November 
im Clou in Berlin vom verſtärkten Musikkorps des III. Batl. 9. Pr. 


Mit auf Jeine Initiative ift die Gründung - 


Inf. - Rgts. Spandau unter Leitung des Obermufikmeilters Adolf 
Berdien (früher Leiter der Kapelle des 47. Inf.-Agts. in Poſen) 
vorgetragen wurden, erhielt den J. Preis der Trompeter Obergefreite 
Walter Lin ck aus Frankfurt a. O. für feinen Marſch „Treu ver- 
eint“. Ihm wurde der Silberpokal des Neichswehrminiſters von 
Schleicher überreicht. 


Kommerzienrat Dr. h. e. 5. Komnick 75 Jahre. 


Am 27. November beging Kommerzienrat Dr. h. c. §ran; Kom 
nick Elbing feinen 75. Geburtstag. Kommerzienrat Komnick iſt 
einer der Onduſtrieführer des deutſchen Olteus, der 
ſeine Unternehmungen aus kleinen Anfängen heraus zu großer Bedeu⸗ 
tung und Weltruf gebracht hat. 1924 wurde er Or. -Ing. h. e. der Cech⸗ 
uiſchen Hochſchule Danzig. Viele Jahre war er Präfident der Elbinger 
Induſtrie- und Handelskammer und Stadtverordneter. Komnick wurde 
in Crappenfelde im Marienburger Werder geboren. Als 
18jähriger Maſchinenſchloſſer ging er auf die Wanderſchoft, Nach 
neun Jahren kehrte er in die Heimat zurück und machte in Neuteich 
eine Maſchinenſchloſferei auf. 1888 konftruierte er hier die erſte leiſtungs⸗ 
fähige Kreiſelpumpe. Nach Elbing kam er im Jahre 1898. Su drei” 
Jahrzehnten wurde hier ein großes Werk geschaffen: die Ma- 
fchinen- und Automobilfabrik Komnuick wurde welt- 
bekannt. Aoch 1929 wurden 2000 Arbeiter beſchäftigt. Dann fiel das 
Werk der Wirtſchaftskriſe zum Opfer. Aber auch dieſe Zertrümme- 
rung ſeines Lebenswerkes hat dem T5jährigen den Mut nicht rauben 
können und mit nicht erlahmender Schaffenskraft ift er auch heute noch 
unermüdlich tätig. N 

Eruennungen. Die mit der Wahrnehmung der Geſchäfte des 
Preußischen Staatsminifteriums beauftragten Neichskommiſſare haben 
beſchlofſen, den Minijteriolrat Dr. Kurt Schönner zum Regie- 
rungspräſidenten in Frankfurt a. O. und den bisherigen Vizepräſidenten 
der Provinz Brandenburg, von Hahnke, zum Regierungspräſi- 
denten in Liegnitz zu ernennen. Beide waren ſchon bisher mit der 
vertretungsweilen Verwaltung diefer Negierungspräſidien beauftragt, 
nachdem Negierungspräfident Dr. Fitzner und Negierungspräſident Dr. 
Simons am 21. Juli in den eiaſtweiligen Nuheſtand verſetzt worden 
waren. — Auch der bisherige kommilfarifche Oberpräſident Graf 
Degenfeld it nunmehr endgültig zum Oberpräfidenten der 
Provinz Niederſchleſien ernannt worden. 

Oberforſtmeiſter Freſe, der zuletzt die Forſtabteilung bei der ſeht 
aufgelöſten Regierung in Strelfund geleitet hat und vorher als Ober⸗ 
forftrat in Frankfurt a. d. O. tätig war, iſt nach Liegnitz als 
Leiter der dort. neu eingerichteten Sorjtabteilung verſetzt worden. 

Geboren: Ein Sohn Dr. Dümbe in Pofen; eine Tochter Pfarrer 
Hein in Filehne. 

Vermählt: Olaf Gettke mit Frl. 
Nogaſen. : 

Silberne Hochzeit: Oberbahnhofsvorſteher Paul Lange und Frau 
Viktoria, geb. Nohrbech, in Lauchhammer, Bahnhof, früher 4. Komp. 
J. N. 50 Rawitſch; Lehrer Huſtab Krausnick und Frau Martha, 
geb. Günther, in Spandau, Wörtberjtr. 18, früher Blumenau, Krs. 
Krotoſchin, am 14. . (Kr. war früher langjähriger Nendant der 
Spar- und Darlehnskaſſe zu Eichdorf, Krs. Krotofchin, mußte 1920 
auswandern und iſt Mitbegründer der Ortsgruppe Spandau des 
Deutſchen Ojtbundes); das Mattheuſche Ehepaar in Neu- Merino, 
Krs. Birubaum, am 19. .; Hermann Namem und Frau Auguſte, 
geb. Nikoden, in Samter (Szamotuly) am 18. .; Oberpoſtſchaffner 
Adolf Bou und Frau Wanda, geb. Weigelt, in Weſermünde-Lehe, 
Vibbentropſtr. 4, früher in Kochlow, Krs. Kempen (Pyſen). 

Soldene Hochzeit: Landwirt Vahle mit feiner Ehefrau, geb. 
Börmann, in Kletzko, Krs. Gneſen; die Eheleute Karl und Cliſe 
Schmolke ju Miloſtowo am 3. 11. . 

H Beſjahrte Offmärker: Frau Knechtel, Mutter des Gaſtwirts Kn. 
in Kletzko (Polen), 92 J.; Kaufmann Alfred Strecker in Liegnitz, 
früher Liſſa i. P., am 5. 12. 70 f.; Emil Möhr del, früher Wolle 
Jtein, jetzt Berlin-Viederſchönhaufen, Moltkeſtr. 38, am 27.1). 76 J; 


Margarete Sräwe in 
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grau Emilie Hauffe, früher Oberſitzko, Krs. Samter, jetzt Berlin 
NO 18, Weberstr. 59, am 29. 11. 87 J.; Julius Witt, Gaſtwirt, 
Bruchmühle b. Fredersdorf a. d. Ostbahn, Prinz-Heinrich-Str. 38/39, 
am 4. 12. 73 C.; Bahnwärter i. N. Gottlieb Reich, Frankfurt a. O., 
am 5. 12. 89 J. (Veteran von 1866 und 1870/71); Pfarrer Traugott 
Leiſterer in Stentſch, wo er ſeit 30 Jahren als Seelsorger tätig iſt, 
am 26. 11. 70 J. (2. wird wahrſcheinlich am 1. 4. 33 in den Nuhe⸗ 
tand treten); der frühere langjährige Landrat des Kreises Cottbus, 
Freiherr von Wacker barth, in Briefen N.-L. am 13. 11. 70 J.: 
Schneidermeiſter Friedrich Dau in Stenzyca b. Lubin, Veteran von 
1866 und 1870/71, am 24. Jo. 9 J.; Rentner Suftao Wolff, früher 
Rakwitz; i. Pof., jetzt in Lawaldau 135 b. Grünberg i. Sihlef, am 
20. jo. 70 J.; Stau Wanda Wolff, früher Nakwit i. Poſ., jetzt 
in Lawoldau 135 b. Grünberg, am 30. 11. 75 J.; Srau Emilie 
Schmalz, geb. Krüger, zu Bad Schmiedeberg, Bez. Halle, früher 
RNogaſen, Bez. Poſen, Neue Str. 4, am 27. . 61 J. 

Seftorben: Klempnermeiſter Seorg Wilcke ie Poſen am 24. J., 
54 G.; Amtsgerichtsrat i. R. Geheimer Juſtizrat Berthold v. d. 
Kneſebeck⸗ Berlin, früher Poſen und Frankfurt a. O., am 23. J., 
94 J.; Arbeitsamtsdirektor Behrenbeck in Cottbus am 11. 11. 
infolge Herſſchlages; Generaloberarzt a. D. Dr. med. Jaehn, Bres- 
lau, am 8. .; Srl. Elifabetb Schwarze in Sürſtenwalde (die 
jahrzehntelang die dortige Höhere CTöchterſchule geleitet hat und von 
Ernſt von Wildenbruch in der Novelle „Die Landpartie“, in der ſie 
eine Volle ſpielt, verewigt worden ijt) am 18. 11., 77 J.; Lehrer und 
Kantor i. N. Nobert Witte in Frankfurt a. O. am 19. I1., 88 F.; 
Frl. Klara Herrmann im Bergerſtift in Poſen am 26. 11., 87 J.; 
Dr. phil. Karl Siſcher, Vorſitzender der Oderbruch-Juckerfabrik⸗ 
Aktiengeſellſchaft, in Chöringswerder b. Frankfurt a. O. am 26. J.; 
Julius Lange, Mitglied des Poſener Handwerker - Vereins am 
21. 11., 63 J.; Frau Liſelotte Fenner in Prosna b. Budfin am 
21. 11.; der frühere Gaſtwirt Altſitzer Joſeph Slund in Cſcheſchen, 
Krs. Adelnau, Veteran von 1866 und 1870/71, am 19. 11. 92 C.; der 
Kirchenälteſte Friedrich Hinz in Lindenwald, der ſeit dem Beſtehen 
der dortigen eogl. Kirchengemeinde, von 1892 an, den dortigen kirch⸗ 
lichen Körperſchaften angehörte, ſeit 35 Jahren als Kirchenälteſter, 
am 12. 11., 80 J.; Altſitzer Michael Winter in Schönwalde b. 
Soßnow, der ältefte Deutſche ganz Pommerellens (der 
faſt Hundertjährige, bis zuletzt noch körperlich und geijtig rüſtig, konnte 
bis zum letzten Herbſt noch das Vieh hüten), am 5. 11., 9 J. 

* 


Aus der uns verbliebenen Oftmark, 


Aus Oflpreußen. 


Aeidenburg. Ein Arbeiter W. in Lauf, Kreis Neidenburg, fand 
dieſer Tage unter ſeinen Papieren ein Los der Wohlfahrtslotterie zu 
I AM. Er hatte das Vorhandenſein des Loſes ganz vergeſſen. Als 
er ſich die Geminnlifte beſorgte, mußte er zu feiner Überraſchung feſt⸗ 
ſtellen, daß auf fein Los 45 000 NM. gefallen waren. Leider hatte 
W. die Auszahlungsfriſt verſtreichen laſſen, Jo daß ihm das Geld nicht 
mehr ausgezahlt werden kann. „ „„ 

Raftenburg. In das Kreiskrankenhaus ju Naſtenburg (Oftpr.) 
wurde vor einigel Seit der landwirtſchaftliche Arbeiter Sriedrich N. 
aus Bertinen eingeliefert, der an Lungenblutungen litt. Um die 
Urſache der Blutungen feſtzuſtellen, wurde eine Operation vor- 
genommen, die zu einem überraſchenden Ergebnis führte. Es wurde 
in der Lunge ein Hummiſchlauch gefunden und entfernt. Die Operation 
iſt gut gelungen und N. außer Lebensgefahr. N. hatte im Jahre 1915 
einen Lungenſchuß erhalten. Das Geſchoß wurde aus der Wunde ent- 
fernt und die Wunde mit einem Gummiſchlauch abdrainiert. Beim 
Transport in die Heimat ift nun offenbar der Gummiſchlauch in die 
Wundhöhle hineingerutſcht und in Vergelſenheit geraten. N. wußte 
davon nichts und glaubte, das Geſchoß ſtecke noch immer in der Lunge 
und ſtelle die Ursache für die immer wiederkehrenden Lungen- 
blutungen dar. 


Aus der Grenzmark Pofen-Weftpreufen. 

Schlochau. Von der Pandjägerei it auf der Landstraße Sampohl— 
Neuguth ein polniſcher Deſerteur feſtgenommen und in 
Polizeigewahrſam gebracht worden. Er wurde kurze Seit darauf über 
die Grenze abgeſchoben. 

Hammerstein (Kreis Schlochau). Das Hammerſteiner Arbeitsdienſt⸗ 
lager wird demnächſt aufgelöſt werden. In Hammerftein verbleibt 
alsdann lediglich ein Abwicklungskommando unter Leitung des 
Kapitänleutnants Waltskott, deſſen Aufgabe die Regelung der 
finanziellen und ſonſtigen Angelegenheiten ſein wird. Die zehn 
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in Gleiwitz, Dr. Franz Pieler, iſt Generaldirektor und Ver- 
maltungsrat Auguft Börner, zurzeit bei der Berndorffer Metalle 
warenfabrik Artur Krupp A.-G. in Berndorff (Niederöſterreich), in 
Ausficht genommen. Börner war bis zum Jahre 1928 Vorſtands⸗ 
mitglied der Metallgeſellſchaft A.-G., Erz- und Metallhandel, Betrieb 
von Bergwerks- und Hüttenankagen, in Frankfurt a. M. 


Aus der uns geraubten Ostmark. 
Aus Pofen. 


Bromberg. In der Paulskirche zu Bromberg ſind mit einer 
ſchlichten Seier von Superintendent Aßmann die Gedenktafeln 
für die 278 Gefallenen des Sprengels der Pauls 
kirche enthüllt worden. Von den meiſten der Gefallenen wohnen die 
Angehörigen längft nicht mehr in Bromberg, ſondern find ausgewieſen 
oder verdrängt. Die Cafeln enthalten die Namen aller diefer Ge⸗ 
fallenen, auch jener, die im e für die Verteidigung der Hei⸗ 
mat ihr Leben gelaſſen haben. Die andern Kirchen haben mit einer 
Ausnahme ihren Gefallenen bereits Denkmäler geſetzt. 

Bromberg. In der Nähe des Nittergutes Cuſchkowo bei Nakel 
ſcheuten die Pferde eines Gutswagens, gingen durch und riſſen den 
Wagen um. Nittergutsbeſitzer Fritz Pampe Cuſchkowo und ſein 
Kutſcher trugen ſo ſchwere Verletzungen davon, daß fie kurz darauf 


ſtarben. 


Hohenjalze, Auf dem Rittergute Komaſchütz brach Feuer aus, das 
zwei je 150 Meter lange Scheunen mit ſämtlichen Erntevorräten, 
modernen Mafchinen und Geräten völlig vernichtete. Der Schaden be⸗ 
trägt 160 000 Zloty. 


N Aus Weftpreußen. . 

„Sdingen. Preſſemeldungen zufolge iſt der Danziger Staatsange⸗ 
hörige Albert Moranz in Gdingen in einer Fabrik, in der er be= 
schäftigt war, von polniſchen Polizeibeamten ohne 
Angabe von Gründen verhaftet worden. Gerüchtweiſe 
verlautet, es ſolle Spionageverdacht bestehen. Die Danziger Blätter 
wenden ſich gegen dieje Verſion und erklären, daß Moranz ein außer⸗ 
ordentlich beſonnener und zurückhaltender Menfch ſei, gegen den ein 
joleher Verdacht keinesfalls zutreffen könne. 

Sraudeuz. Die Hausangeſtellte Paula Dobrindt wurde aus 
dem Kleinen Wannſee als Leiche geborgen. Sie hatte große Sehn⸗ 
ſucht nach ihren Eltern, die im Korridorgebiet wohnen. Da ihr die 

Tr mar hat ſie Selbſtmord verübt. Das junge 
a Ka doufſche Neichs⸗ 


Zu Weihnachten werden wieder wein bing 
von Berlin nach Ofipreußen fahren, und war am 22. und 
25. Dezember. Abfahrt an beiden Tagen um 20.54 Uhr von Bahnhof 
Friedrichſtraße. Es werden Rückfahrkarten 3. Klaſſe nach Marien⸗ 
burg, Elbing, Braunsberg, Königsberg und Inſterburg ausgegeben. 
Sahrpreiser:näßigung: 40 v. H.; Geltungsdauer zwei Monate. Auf 
der Rückfahrt können alle fahrplanmäßigen Sige (iufchlagspflichtige 
Hüge gegen Zahlung des Zujchlags) benutzt werden. Schriftliche Be⸗ 
ſtellung der Fahrkarten (ab 5. Dezember) unter Verwendung der üb⸗ 
lichen Beſtellkarten. Näheres ſiehe Bekanntmachung auf den Bahn⸗ 
höfen. Als Einſteigeſtationen ſind auch Küſtrin, Landsberg (Warthe), 
Kreuz und Schneidemühl zugelaffen. 


Bücher. 

Im Verlage von Guſtab Engel, Leipzig, erſcheint 
noch rechtzeitig zu Weihnachten unter dem Citel: „Allerlei Oſtmär⸗ 
kijches“ ein Band Heimatserzählungen. _ Der unſern Leſern durch 
feinen poſenſchen Reifeauffat: „Nach 50 Jahren wieder in der alten 
Heimat“ bekannte Berfaffer, Sanitätsrat Arnold Straß 
mann, Berlin, ſchöpft aus eigenen Erlebniſſen und Erinnerungen; 
echte, von leiſer Wehmut durchtränkte Heimatliebe leuchtet uns aus 
der Fülle der Figuren, ſchnurrig⸗heitern, ſchlicht⸗gütigen und knorrig⸗ 
wurzelfeſten, entgegen. Der Verfaſſer weiß ſie Jo plaſtiſch vor uns 
binzuftellen, daß wir ſie alle gekannt, mit ihnen gelebt zu haben 


gianden. Humod' und- ät own sven, baff Gr fange Pkaverıve 


Außenkommandos der rund 6% Mann ſtarken Belegſchaft bleiben 


ouch fernerhin ſelbſtändig beſtehen. Sie werden der Inspektion Oſt⸗ 
mark in Küftrin des Vereins zur Umſchulung für den Freiwilligen 
Arbeitsdienſt unterſtellt werden. Auch Hauptmann von Brandes, 
dem Leiter des Arbeitsdienftlagers, iſt ebenfalls gekündigt worden. 
Er wird demnächſt eine andere Stellung übernehmen. Es fehlen für 
die Weitererhaltung des Freiwilligen Arbeitsdienftlagers die not- 


wendigen Mittel. 
Aus Weſtoberſchleſien. 


Gleiwitf. Zum Nachfolger des am J. April nächſten Jahres aus- 
ſcheidenden Generaldirektors der gröflich-balleſtremſchen Verwaltung 


Schreibweiſe kennzeichnen den Verfafſer als ernſten, unterhaltenden 
Heimateſchriftſteller. mr . 
Durch Berzicht des Verfaffers auf ſein Schriftſtellerhonorar ſind 
wir in der Lage, Dr. Arnold Straßmanns Buch: „Allerlei 
Oflmärkiſches“, etwa 200 Seiten in geſchmockvoller Ausſtattung zum 
Vorzugspreife von 1,60 M. (bei Poſtüberſenduns 1.75 M.) 
au unſere Mitglieder abzugeben. Da nur eine beſchränkte Anzahl zur 
Verfügung ſteht, empfehlen wir baldige Befteliung bei der Ge= 
schäftsstelle des Deutſchen Oftbundes. Zuſendung ab 15. Dezember. 


Dieſe Nummer umfaßt 12 Seifen. 


„„ 


Aufbaukredit 


für Grenz- u. Auslands deutsche G. m. h. N. 

(Geschädigtenhlife des Deutschen Ostbundes) 

Tel. B 5 Barbaroſſa 9061. 
=] 


Berlin W. 30, Motzſtraße 22. 
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Verkaufe 


Landbeſitz 


Holſtein, 36 Morgen, 


mit Ernte und 


Forderung 12 000 M. 
bei 4000 M. Anza 10. . 


ö Proviſionsfrei! 


Clänzende Existenzen! 


Anzahl. N 


Oftmärker! 


an Boten, NR 95 0 
owie Landbesitz warenhandlung 1. Meck Amt „ 
6 Reichs: von 20 Morgen, Forderung Wismar x 6.000 
6%, Reichsschuldbuchforderungen 4 0 % | Be ee 
durch Verkauf und Beleihung (im Rahmen Gastwirtschaft, größ. Stadt, Nähe Magdeburg 6500 

der uns zur Verfügung stehenden Mittel) an 25 * aa bis Fabrikgrundſtück m. Wohnhaus 

. Anzahlung. 

Beratung in Vermögensanlagen , "men, 

und allen Kreditangeiegenheiten nd hen Ertragr. Landwirtſch. (260 Mg.) 
| in Säpzig (Küſtrin-Land) 35.000 

Abwicklung all.bankmäßigen Geschäfte Be Sebi «für Kur olung 8 

anatorium oder für Arzt m 
m une uu Gastwirtschaft 60 000 geeignet, in Schwarz = 380 

wa 5 


Die Feſtſchrift 


;ErSIkl ‚Landgastho 


in gr. Induſtrieort von 
1600 Einwohnern an 
D:Zug:Station geleg. 


In vielbesuchtem 
Städtch. b. Berlin, 
ſehr entwicklungsfäh., 
altershalber äußerſt 
günſtig zu verkaufen 


Gaſthof m. Geſeliſchaftsſaal, Café 

5 Be in lebh. Stadt Chü⸗ 
. . Vereinb. 

Sabrikgrnidftück (3000 am) (bis- 


x 8 AR _ 3 Gaſt⸗, 2 Fremden⸗, her Bleicherei und Appretur= 5 
5 zur Feier des 25 jährigen Be⸗ Prtoutzinner, Kartei oder Ju verpachten, anftalt) in Schleſien . 20 ooo 
ehens der Chriſtuskirche in jaal, gr. Stallungen, am mit oder ohne Land. Koftaurationsgrundft e 
St. Lazarus und der Matthäi⸗ 9 8 ” N: 05 5 = 
5 Haufe 4 Mrg. Obſt⸗ u. F. Kretschmer, haus) i. Löwenberg (Schleſ) 1015 000 


kirche in Wilda von den Paſtoren 
D. Rohde und Brummak 
in Poſen herausgegeben worden 


Gemüſegarten. 50 Mig. 
Landwirtſchaft, iſt ſof. 
zu verpachten oder zu 


Wend. Buchholz 
bei Berlin. 


Hotel- u. Neſtaurationsgrundſt. 
in Düjjeldorf (42 Simmer) 35-40 900 
Kolonfalwaren- u. Delikate]jen- 
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